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Erster Abschnitt 
Eigentliche Zolleinigungen (erste Gruppe) 

1. Kapitel 
Die yertragsrechtliehen Ornndlagen 

§ 1. Entstehung 

Der Akt, wodurch diese Spezies der Zolleinigung entsteht, 
ist ein völkerrechtlicher Vertrag. In allen angeführten Fällen 
ist ausdrücklich diese Bezeichnung gebraucht. Doch ist es 
unrichtig, den völkerrechtlichen Vertrag als einzig mögliche Art 
und Weise der Entstehung zu bezeichnen. 

a) Seit dem Jahre 1897 besteht das österreichisch-ungarische 
Zoll- und Handelsbündnis kraft eines Reskriptes des Monarchen. 
Die rechtliche Natur dieses Reskriptes ist streitig. Nach einer 
Meinung ist dieses Reskript ein gewöhnlicher Akt des Souveräns, 
wodurch der Vertrag vom 21. Mai 1887 verlängert wird: die 
rechtliche Basis des bestehenden Zoll- und Handelsbündnisses 
sei also immer der erwähnte völkerrechtliche Vertrag. Eine 
andere Meinung legt diesem Reskript eine weit größere Be- 
deutung bei : danach wäre die Grundlage des heutigen ^) Zoll- 
und Handelsbündnisses eben dieses Reskript, nämlich mit dem 
Jahre 1897 habe der Vertrag von 1887 eo ipso zu gelten auf- 
gehört, er sei durch ein Reskript des Souveräns desselben In- 
haltes ersetzt. 

b) Während im Falle sub a) streitig ist, ob der Vertrag 
von 1887 oder das Reskript von 1897 die Grundlage des heu- 
tigen Zoll- und Handelsbündnisses bildet, ist ein Fall theore- 
tisch möglich, wo es unzweifelhaft wäre, daß die Entstehung 



*) In dieser Arbeit wird der Zustand bis zum letzten Ausgleich be- 
rücksichtigt. 
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durch einen anderen Akt und nicht durch einen völkerrechtlichen 
Vertrag erfolgt : vorausgesetzt, daß in personal- oder realunierten 
Staaten die Handhabung der Zoll- und Handelspolitik in die 
alleinige Kompetenz des Monarchen fiele, so könnte zwischen 
diesen Staaten eine Zolleinigung entstehen, nicht kraft eines 
Vertrages, sondern kraft eines Aktes des Monarchen. 

§ 2. Dauer und Kündigungsrecht 

In allen erwähnten Fällen ist die Dauer auf eine bestimmte 
Zeit beschränkt und den Kontrahenten das Recht eingeräumt, 
nach Ablauf dieser Zeit und mit Beobachtung der festgesetzten 
Frist den Vertrag zu kündigen ^). 

Nur in einem Falle konnte die Frage hinsichtlich der Dauer 
einem Zweifel unterliegen : es ist, obwohl nicht besonders ver- 
breitet, die Meinung vertreten, daß das österreichisch-ungarische 
Zoll- und Handelsbündnis direkt aus der Pragmatischen Sanktion 
folgt. In diesem Falle wäre die Dauer desselben an die Dauer 
der durch diesen Akt gegründeten Realunion zwischen beiden 
Staaten gebunden. 

Es sind viele Gründe, die die beschränkte Dauer und das 
Eündigungsrecht bedingt haben, und im folgenden sollen die 
wichtigsten derselben angeführt werden. 

1. Durch jeden völkerrechtlichen Vertrag wird die Bewegungs- 
freiheit eines Staates beschränkt. Jeder Staat ist aber bemüht, 
seine Bewegungsfreiheit zu behalten, und es hat den Anschein, 
als wenn diese Beschränkung geringer wäre, wenn sie nur 
für eine bestimmte Zeitdauer gilt. Dadurch ist zu erklären, 
daß der Beitritt der Staaten zu einem Vertragsverhältnis leichter 
zu erlangen ist, wenn der Austritt frei steht. 

2. Die Verhältnisse, die durch eine Zolleinigung geregelt 
werden, sind wechselnder Natur. Die Vertragsbestimmungen, 
die zur Zeit des Vertragsabschlusses ausgezeichnet waren, können 



*) Art. 22 des österr.-ungar. Zoll- und Handelsbündnisses von 1867, 
1878 u. 1887; Art. 41 des deutschen Zollvereins von 1833; Art. 8 von 
1841; Art. 42 von 1853; Art. 9 von 1864; Art. 29 des deutschen Zoll- 
vereins von 1867; Art. 41 des bayrisch-württemb. Zollvereins; Art. 36 des 
Steuervereinivertrags von 1834 u. 1836 ; Art. 26 des preußisch-hessischen 
und Art. 39 des preußisch-kurhessischen Zollvereins. 
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nach einiger Zeit infolge einer eingetretenen Aenderung für 
die neuen Verhältnisse ganz unpassend sein und durch das aus- 
bedungene Austrittsrecht sichert sich jeder Staat gegen die even- 
tuellen Nachteile. Dies ist besonders da der Fall, wo die Mög- 
lichkeit, die Vertragsbestimmungen den jeweiligen Verhältnissen 
anzupassen, unter schweren Bedingungen gegeben oder ganz 
aufgehoben ist — nämlich da, wo jede Aenderung von der 
Zustimmung aller Kontrahenten abhängig ist. Hier erscheint 
das Austritts- und Kündigungsrecht als ein Korrelat zum Libe- 
rum Veto, indem es oft die gewünschten Aenderungen selbst 
gegen den Willen einiger Kontrahenten herbeiführen kann, 
nämlich dann, wenn der Austritt für diese größere Nachteile 
brächte als jene verlangten Aenderungen. Dieses Austrittsrecht 
wegen der geänderten Verhältnisse findet seinen schroffsten 
Ausdruck in der Klausel rebus sie stantibus, die, obwohl 
dadurch den Mißbräuchen Tür und Tor geöffnet wird, noch 
immer im Völkerrecht gilt. 

Selbstredend ist diese Sicherung gegen die eventuellen Nach- 
teile desto erwünschter, je mehr es sich um eine Neuheit, um 
ein Experiment handelt. Die Wirkungen einer Zolleinigung 
können vorteilhaft, aber ebenso auch nachteilig sein ; sie können 
wohl vermutet, nie aber genau präzisiert werden, und das Aus- 
trittsrecht ist ein Rückhalt für den Fall, daß sich die Wir- 
kungen schlimmer gestalten, als bei Abschluß des Vertrages 
angenommen wurde. 

3. Hierzu kommt für den deutschen Zollverein, für den 
bayrisch-württembergischen, für den preußisch-hessischen und 
preußisch-kurhessischen und für den Steuerverein noch ein 
dritter Grund hinzu. 

In allen hier erwähnten Fällen wurde diese Zolleinigung 
als ein Surrogat für eine engere, alle deutschen Staaten um- 
fassende Einigung angesehen, so daß überall das Aufhören des 
Vertrages vorgesehen wurde, sobald ein anderer vollkomme- 
nerer Weg gefunden werde ^). 

Der Text der Verträge erlaubt eine bestimmte, aber ebenso 



') Art. 41 von 1833; Art. 42 von 1853; Art. 41 von 1828 (B. W.); 
Art. 36 von 1834 u. 1836 (Steuerverein). 
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auch eine unbestimmte Dauer, d. h. die Dauer ist für eine be- 
stimmte Zeit festgesetzt; findet aber zu der bestimmten Zeit 
keine Kündigung statt, so wird der Vertrag auf so und soviele 
Jahre verlängert, u. s. f. Es bleiben also die Gründe zu unter- 
suchen, die dafür ausschlaggebend sind, ob man von dem ein- 
geräumten Kündigungsrecht Gebrauch macht oder nicht. Diese 
Gründe sind teils ökonomischer, teils finanzieller und teils 
politischer Natur. XJeber all diese Gründe wird im zweiten 
Abschnitt eingehend gesprochen, hier genügt es, die wichtigsten 
unter ihnen ins Auge zu fassen. 

a) Oekonomische Momente. Der größte ökonomische 
Vorteil, den die Zolleinigung zur Folge haben kann, ist die 
Erweiterung des inländischen Markts; als ein Gegenstück zu 
diesem Vorteil tritt der Nachteil ein, der dadurch entsteht, 
daß der Absatz der inländischen Produkte auf dem inländischen 
Markt durch die Konkurrenz aller Vereinsstaaten bedroht wird. 
Ob die Vorteile oder Nachteile überwiegen, läßt sich nur für 
jeden speziellen Fall feststellen. Im allgemeinen ist nur der 
Satz aufzustellen, daß eine Zolleinigung mehr oder weniger 
Chancen auf die Dauer hat, je nachdem die Vorteile oder die 
Nachteile überwiegen. 

b) Finanzielle Momente. Der Zollverein kann die Ver- 
größerung oder die Verminderung der Zolleinnahmen zur Folge 
haben ^), und je nachdem das eine oder das andere eintritt, ist 
eine längere oder kürzere Dauer gesichert. Man muß aber 
nicht nur die absolute Größe der Zolleinnahmen, sondern auch 
die relative Größe in Betracht ziehen, d. h. für einen Staat, in 
dessen Budget die Zolleinnahmen einen relativ großen Posten 
aufweisen, sind diese finanziellen Ergebnisse von weit größerer 
Bedeutung als für einen Staat, dessen Zolleinnahmen nur einen 
geringen Bruchteil seiner Gesamteinnahmen ausmachen. 

c) Politische Momente. Hier kommt das Bestehen einer 
anderen politischen Einigung, z. B. eines Trutz- und Schutzbünd- 
nisses, einer Personal- oder Realunion in Betracht, wie auch ander- 
seits der Umstand, ob es sich um eine Zolleinigung zwischen 
der Nationalität nach verwandten oder fremden Staaten handelt. 



*) S. den zweiten Teil. 
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§ 3. Kriegszustand 

In der juristischen Literatur ist es eine Streitfrage, ob und 
inwiefern die völkerrechtlichen Verträge durch den Krieg 
zwischen den Kontrahenten affiziert werden. Nach einer Mei- 
nung werden alle Verträge durch den Krieg aufgehoben, so 
daß nach dem Friedensschluß alle Verträge zu erneuern sind. 
Eine andere Auffassung nimmt an, daß die Verträge durch 
den Kriög nur suspendiert werden, so daß mit Beendigung des 
Krieges alle Verträge eo ipso in Kraft treten. Endlich steht 
eine dritte Meinung auf dem Standpunkt, daß nur die politi- 
schen Verträge durch den Krieg affiziert werden, während alle 
anderen auch während des Krieges und erst recht nach dem- 
selben bestehen bleiben. Auf unseren Gegenstand übertragen, 
könnte man zum Schluß kommen: daß durch den Krieg die 
Zolleinigung aufgehoben, suspendiert oder gar nicht berührt 
wird, je nachdem man Anhänger der ersten, zweiten oder dritten 
Auffassung ist. 

Wichtiger als alle diese theoretischen Erörterungen ist die 
tatsächliche Entwicklung der Dinge, die nicht immer eine folg- 
same Magd der Theorie ist. Der Art. 7 des Friedensvertrags 
zwischen Preußen und Bayern vom 22. August 1866 lautet: 
„Die hohen Kontrahenten werden unmittelbar nach 
Abschluß des Friedens wegen Regelung der Zollvereins- 
verhältnisse in Verhandlung treten. Einstweilen sollen 
der Zollvereinsvertrag vom 16. Mai 1865 und die mit 
ihm in Verbindung stehenden Vereinbarungen, welche 
durch den Ausbruch des Krieges außer Wirk- 
samkeit gesetzt sind, vom Tage des Austausches 
der Ratifikationen des gegenwärtigen Vertrages an mit 
der Maßgabe wieder in Kraft treten, daß jedem der hohen 
Kontrahenten vorbehalten bleibt, dieselben nach einer 
Aufkündigung von 6 Monaten außer Wirksamkeit treten 
zu lassen.** 
Nach dem Wortlaut dieses Paragraphen wäre der Schluß 
erlaubt, daß durch den Ausbruch des Krieges die Zolleinigung 
außer Kraft gesetzt werde; das tatsächliche Leben stand aber 
mit diesem Paragraph im schroffsten Gegensatz: die krieg- 
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führenden Staaten gaben sich alle Mühe, die Zolleinigung auch 
während des Krieges aufrecht zu erhalten. Das gelang ihnen, 
so daß die Zolleinigung während des Krieges vielleicht nicht 
juristisch, aber tatsächlich fortbestand. 

§ 4. Vertragsänderungen 

Hier muß man zwei verschiedene Dinge auseinander halten: 

1. Vertragsänderungen, die durch förmliche Aenderung der 
Vertragsbestimmungen bewirkt werden; und 

2. Vertragsänderungen, die in der Form der Erweiterung 
einiger Vertragsbestimmungen stattfinden. 

Ueber die erste Art der Vertragsänderungen spricht sich 
nur der deutsche Zollvereinsvertrag von 1833 und der bayrisch- 
württembergische von 1828 aus, und beide bestimmen, daß 
diese Aenderungen nur mit Zustimmung aller Kontrahenten 
zulässig sind^). 

Der deutsche Zollvereinsvertrag spricht nicht von der Aende- 
rung des Zoll Vereinsvertrages schlechthin, sondern von der 
Aenderung „seiner integrierenden Bestandteile*", der Zollgesetze 
einschließlich des Zolltarifs etc. und bedingt für diese die Zu- 
stimmung aller*). 

Der Grund, warum die anderen Zolleinigungsverträge dar- 
über schweigen, ist leicht zu erklären : man huldigte der Auf- 
fassung, daß es selbstverständlich sei, daß eine derartige Aende- 
rung der Zustimmung aUer Kontrahenten bedürfe. Die förmliche 
Aenderung einer Vertragsbestimmung, d. h. ihre Aufhebung und 
ihr Ersatz durch eine andere, bedeutet, juristisch gesprochen, die 
Aufhebung eines Vertrags und dessen Ersatz durch einen anderen, 
in welchem die einzelnen Bestimmungen teils identisch mit jenen 
des aufgehobenen Vertrags, teils verschieden von jenen redigiert 
sind. Eine solche Auffassung erfordert zweifellos die Zustimmung 
aller Kontrahenten, selbst wenn der Vertrag darüber schweigt. 

Im Falle sub 2) kann die Aenderung des Vertrages auf 
zwei Wegen zu stände gebracht werden: 



^) Art. 37 u. 38 des bayrisch-württembergischen Zollvereins. 
') Art. 4 u. 5 des Vertrages. 
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a) Indem eine Vertragsbestimmung erweitert wird, d. h. 
wenn eine Frage im Vertrag nur generell gelöst wird und die 
detaillierte Redaktion erst später erfolgt; oder 

b) indem bei dem Vertragsabschluß nicht alle Verhältnisse 
vorgesehen werden konnten, so daß später durch Analogie 
auch andere, ähnliche Fälle unter einzelne Vertragsbestimmungen 
subsumiert werden. 

Weder das eine noch das andere Verfahren muß die Aende- 
rung zur Folge haben; es kann sie aber haben und zwar 
immer da, wo die späteren Redakteure nicht auf demselben 
Standpunkt wie die früheren stehen. 

üeber diese Art der Vertragsänderungen wird im 2. Kapitel 
eingehend gesprochen, hier genügt es zu erwähnen, daß sie 
mit Zustimmung aller Mitglieder, oder nur mit Zustimmung 
der einfachen oder qualifizierten Mehrheit zu stände gebracht 
werden, je nachdem Beschlußfassung gemäß Einstimmigkeits- 
oder Majoritätsprinzip erfolgt. 



2. Kapitel 
Oegenstand der Zollyereinigang 

§ 1. Zollgebiet und Zollgrenze 

Bei dieser Art der ZoUvereinigung bilden die Vereinsstaaten 
ein einheitliches, dem Ausland gegenüber durch eine gemein- 
schaftliche Zollgrenze abgeschlossenes Zoll- und Handelsgebiet. 
Dieses gemeinsame Zollgebiet umfaßt nicht genau oder braucht 
wenigstens nicht genau das ganze Staatsgebiet der Vereins- 
staaten zu umfassen; es ist vielmehr durch die bestehenden Zoll- 
anschlüsse der einzelnen Staaten vergrößert, d. h. diese werden 
in das gemeinsame Zollgebiet aufgenommen; anderseits ist das 
gemeinsame Zollgebiet um die bestehenden Zollexklaven ver- 
kleinert, indem diese auch weiterhin aus dem gemeinsamen 
Zollgebiet ausgeschlossen bleiben. 

Neben diesen zwei Abweichungen, die auch in einem ein- 
staatlichen Zollgebiet vorkommen können, findet hier noch 

eine dritte statt, nämlich: aus dem gemeinsamen Zollgebiet 

2 
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iv^erckn auch diejenigan LancbBieile aitsg^sch}i069ei%,. Am, obne 
dftft^ sie als Zollesktaven in das Zo^galMAii der anderen Stantoü 
aufgenommen werden, au» irgend einem Qnaiui in^ dlas gemein-^ 
same Zollgebiet nicht passen; selbstrerstäiidjjieh ims^er euf der 
Ghnmdlage einer VeFeiabanrng zwischen den Yeireinsstai^A ^). 

§ 2. Zollsystem 
(Zolltarif. Zollgesetz. ZoUordnun^. 

Die Binbmt dea gemeib^saanen ZdUgebietes, findet ihren 
ausgesprochensten Ausdruck in dem Vorhandiensein eines ger 
meiofiehaftlichen Zolltarifs, d. h. in den für alle Vereinsstaaten 
gLeiclirEob.^^ Ein-, A ue- und Dnrch ga ngsabgaben , insofern diese 
zwrei £^i^en überhaupt bestehen*. 

In allen beeproehenen FäUen sind diese Abgaben out weni* 
gen Auendbrn^i gteich. Diese Ausnahmen können aus ver- 
schiedenen Gründen geboten sein: 

a) aus Besonderheiten der Gesetzgebung. Dies war der Fall 
in Bayern, wo die Einnahmen vom Bier und Malz verfassungs- 
mäßig für Tilgung der Staatsschulden bestimmt waren; 

b) aus lokalen Interessen. Dies war insbesondere in Baden 
der Fall, wo der notorische Schmuggelhandel einerseits und die 
Konkurrenz des Transitbwidels mit der Schweiz anderseits eine 
Herabsetzung der Ein- und Durchgangsabgaben wünschenswert 
machten ; 

e) iirfblge freier Einftahr, sei es in der Formi freier Päsee 
für den Hof und mediatisierte Fürsten,, sei es in der Form einer 
Zollbegünstigung bezw. Steuerveetitutioiai für Handels^ und Qß'- 
werbetreibende. Der Unterschied zwiscluen diesen zwei Fällen, 
bestand darin, daß die ZolIbefreiwDg im ersten Fall imm^ zu« 
lässig war, während sie im zweitem FaU an ^ne Yereinla^ftTuo^ 
der Yereinsstaaten gebunden wav ; in beiden FäUen aber wnrde 
vof^esehen, daß diese ZoHbefireiung de« reepektiven Staatskasse 
zur Last falle, und zwar, damit dadusch die ^h&ligung deae 
Staatseinnahmen der anderen Yereinsstaaten nicht eiujträite. 



^l Art. 1 u. 2 von 182S (B, W.); Art. 3 u. 4 von 1834 (Steuerverein); 
Art. 3 u. 4 von 1853; Art. 1 von 1867; Art. 4 des Tertrags zwiscben 
Preußen und Kurhessen. 
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d) Wiehtiger als diese' oben ang^tLhfftffit Fälle sind diejemgeife 
Abweiebungenji -mm dem^ gemeiitsamfiotL Tlamiy die infol^ ein«» 
Yertragsverhältnisses stattfinden können, nämlich da, wo die^ 
Yereinsstaaten^ das besoBränkte: oder nnbeaehiäfikte' Recht sich 
Torbehaltenv mit den iit dia Zolleiniguiag niehi angenommenen 
Staaten^ HanddsTerträg^e ataneebließen^ hk dieses ßeclii diei^ 
Yereinsstaaten^^ eisgeräumit., so ist ^b klar^ dafi dadurch das«^ 
Prinzip de» ^nheitlichan: Zolltarifs Tielfacb Tedetet werden^ 
kann* Bas^ Vestragsvecht der VereinsstaaAeu: wird ixk eanemi 
späteren Kapitel eingeh^id hesprocben,. hien ist nxuß zu er- 
wähnen, daß diese äefalir ia der Fr^ds durchaus nicht so 
djK)hend ist, wie* sie theoretisok scheinen mag, und durch ge- 
wisse YorkehBusgen wird sie nur auf ein paar unbedeutende 
Fälle beschränkt. In jedem Zollvereinsvertrag, der den Yereins- 
staaten das Yertragsrecht einräausit^ ward dafür gesoi^, daß 
solche Yerträge £e Bestimmungen des Zollrereinsvertrags nicht 
verleiben, und indem der Zolltarif als integrierender Teil 
des ZollToreinsvertrags erklärt wird, ist genügend dafür 
gesorgt, daß dieser Tarif überall ^eiek bleibt. Ana diesem Gruad 
kommen in der Praxis nur zwei unbecteuiiende Abweichungen, 
von dem einheitliehen Tarif vor r 

a) die Handelsbeziehungen, zwischen em»m Staate und denr 
jenigen Teilen: seines Staatsgebietes^ die^ in das Zollgebiet deir 
anderen Staaten aufgenommau sind, können durch einen Yer- 
trag geregelt sein, der kleine Abweichungen von dem gemein- 
sameii< Tarif aufweisen kann; 

ß) die Handelsbeziehungen mit den uigrenzendto Staaten 
könitön davon ausgenommen werden^ So konnte z. Bv Preußea 
besondere Begünstigungen Neuchätel, Pbiien und Rußland^ Bayern, 
und Württemberg der Schweiz einräumen ^)i 

e) Aehnlieh ist der FaUL, dieifi der Tarif eines Yereinsstaates 
durch einen vor dem Abschluß des Zoliverrnnsrertrags abge* 



') Art. 4,. 28 II. 2S des Yertcag^ von 1833; Art. 5 dea Yartrags von 
1853; Art. 3 | 1 de» Vertrags von 1367; Art. 7 des Vertrags zwischen 
Bayern und Württemberg; Art. 1 u. 7 des Vertrags zwischen Preußen 
und Hessen; Art. 1 u. 14 des Steuervereins; Art. 1 u. 4 des Vertrags 
zwischen Preußen und Eurhessen; Art. 4 des österr.-ungar. Zoll- und« 
Handelsbündnisses von 1867. 
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schlossenen Vertrag gebunden ist. Natürlich findet diese Ab- 
weichung nur während der Dauer des betreffenden Vertrags 
statt. 

Bei der Gründung der einzelnen Zolleinigungen erwies sich 
die Vereinbarung über einen gemeinschaftlichen, einheitlichen 
Zolltarif höchst schwierig. In vielen Fällen bildete diese Frage 
. das Haupthindernis, woran die Versuche, eine Zolleinigung zu 
gründen, scheiterten. Indem die Theorie dieses Hindernis ent- 
fernen wollte, stellte sie den Satz auf, daß eine Zolleinigung 
ohne einen gemeinsamen gleichen Tarif möglich ist, daß viel- 
mehr jeder Staat seinen Tarif beibehalten kann. Einen sicht- 
baren Ausdruck fand diese Theorie in einem Zolleinigungs- 
projekt, das vom nassauischen Minister v. Marschall vorgelegt 
wurde. 

In etwas milderer Form erschien diese Theorie noch zwei- 
mal: 1. bei der Befürwortung einer „landwirtschaftlichen" Zoll- 
einigung, d. h. einer Zolleinigung, wo neben den selbständigen, 
verschiedenen Tarifen der Vereinsstaaten ein gleichmäßiger 
Tarif für landwirtschaftliche Produkte vereinbart werden soll; 
2. wurde eine Zolleinigung empfohlen, bei der alle Vereins- 
staaten einen gemeinsamen Zolltarif haben, aber jedem Staate 
erlaubt sein soll, die Finanzzölle, insofern diese mit inneren 
Verbrauchssteuern in Zusammenhang stehen, nach seinem Be- 
finden zu erhöhen oder herabzusetzen. 

' Auf die Besprechung dieser Theorie, die sich nur auf die 
mißlungenen Projekte beschränkte, wird hier nicht eingegangen. 
Es muß aber erwähnt werden: 1. daß die Beibehaltung der 
verschiedenen Zolltarife die Aufrechterhaltung der Zwischen- 
zölle unumgänglich macht, während diese gerade durch die 
Zolleinigung beseitigt werden sollen; 2. daß diese Fälle, falls 
sie jemals sich verwirklichen sollten, mit dem Wesen der in 
diesem Abschnitt zu betrachtenden Zolleinigungen nichts mehr 
gemein haben würden. 

In der Praxis wurde die oben angeführte Schwierigkeit da- 
durch beseitigt, daß ein Staat den Zolltarif eines anderen an- 
nahm, indem man sich über etwaige Aenderungen einigte. 
So wurde z. B, der bayrische Zolltarif im bayrisch-württem- 
bergischen, der preußische sowohl im preußisch-hessischen und 
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kurhessischen wie auch im großen deutschen Zollverein als 
Grundlage des zu vereinbarenden Tarifs angenommen. 



Neben dem gemeinsamen Zolltarif ist für ein einheitliches 
Zollsystem erforderlich: das Vorhandensein der gl eicha rtigen 
Zollgesetze und Zollordnungen einerseits, und ih re gleic hmäßige 
VoTlziehung und Handhab ung in allenJVer^i^taaten ander- 
seits. In verschiedenen Zolleinigungen wird dafür auf ver- 
schiedenen Wegen gesorgt. 

Die Gleichmäßigkeit der Zollgesetze und Zollordnungen kann 
auf drei Wegen herbeigeführt werden: 

1. dadurch, daß ein Staat die Zollgesetze und Zollordnungen 
eines anderen Staates aufnimmt, indem er sich die Teilnahme 
an später stattfindenden Aenderungen sichert. Dies war der 
Fall im preußisch-hessischen Zollverein von 1828 und im 
preußisch-kurhessischen von 1831^); 
^ 2. dadurch, daß der Erlaß und die Aenderung dieser Ge- 
setze an Einstimmigkeit der Mitglieder gebunden ist, die zu 
diesem Zweck entweder eine Konferenz beschicken oder auf 
irgend eine andere Art und Weise Vereinbarungen treffen^). 
Natürlich, daß dabei die minder starken oder minder wichtigen 
Mitglieder nur ein beschränktes Veto haben können. Dies war 
der Fall im bayrisch-württembergischen Zollverein von 1828, 
im Steuerverein von 1834, im österreichisch- ungarischen Zoll- 
und Handelsbündnisse und im deutschen Zollverein bis 1867 , 
nur daß hier Frankfurt seine Zustimmung zu allen Zoll- 
gesetzen schon im voraus geben mußte, während die Stimme 
Thüringens durch Sachsen vertreten wurde ^). 

Selbstredend ist, daß diese Gleichmäßigkeit dieselben, d. h. 



») Art. 14 des Vertrags von 1828 und Art. 1 u. 5 von 1831. 
' 2) g. Oesterr.-Ung. Art. 4 von 1867. 

') Art. 45 des Vertrags von 1833; Art. 15 des Vertrags zwischep 
Bayern und Württemberg; Art. 7 des Steuervereins. Art. 4 des österr.- 
ungar. Zoll- und Handelsbündnisses von 1867. In Oesterreich-Ungam ist 
diese Garantie noch dadurch verstärkt, daß man sich in Realunion be- 
findet, so daß alle Gesetzentwürfe nur mit der Sanktion des gleichen 
Monarchen Gesetzeskraft erlangen. 
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AUS denselben Ghrttnden herrcxrgeihenden Abweiokiuiigen mm muäi 
beim ZoUtadf zuläfit. 

3. Dadurch, daß ein gemeinsames Organ eingesetzt wird, 
dem obliegen soll, diese gleichmäßigen Zollgesetze und Zoll- 
orfintmgen zu erlassen. Dies ist der Fall in dem deutschen 
-ZollTOrein von 1867 ^% 

Die Gleichmäßigkeit der Zollverwaltung ist weniger als jene 
der Zollgesetzgebung garantiert. In allen besprochenen Fällen 
ist die ZoUrer waltung — mit wenigen Ausnähmen— autonom , 
so daß es meistens von dem Willen der Vereinsstaaten ab- 
hängt, ob diese Gleichmäßigkeit bewahrt wird oder nicht. Der 
Grundvertrag gibt wenige, unzureichende Garantien. 

Eine Garantie liegt darin, daß die Zollverwaltung, obwohl 
autonom, in allen Staaten auf einem gemeinsam verabredeten 
Organisationsplan beruht. Dieser Organisationsplan bestimmt 
den Wirkungskreis der Zolladministrationen, während die For- 
mation derselben wie auch ihr Geschäftsgang eine Angelegen- 
heit der respektiven Staatsgewalt ist. Dieser Organisationsplan 
wird einstimmig vereinbart oder von dem gemeinsamen Organ 
erlassen, je nachdem die Zollgesetzgebung auf einem oder dem 
anderen Wege erfolgt. 

Eine zweite Garantie bietet die Kontrolle. Diese ist in 
verschiedenen Zollvereinen verschiedenartig eingerichtet (s. „die 
Organe**), und je nach der Einrichtung ist sie mehr oder weniger 
wirksam. Auch hier finden dieselben oben angeführten Ab- 
weichungen statt, nämlich diese Gleichmäßigkeit der Zollver- 
waltung kann durchbrochen werden, wenn es die lokalen Ver- 
hältnisse oder andere Gründe ratsam machen. 

Mehr Garantie ist da gegeben, wo ein Staat, indem er sich 
seine autonome Zollverwaltung vorbehält, sich verpflichtet, die- 
selbe nach dem Muster des anderen Staates zu organisieren. 
Dies finden wir im preußisch-hessischen und kurhessischen ^) 
Zollverein. 

Die beste Garantie ist da, wo eine autonome Zollverwal- 



^) Art. 7. 

') Art. 2 des Vertrags von 1831. 
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tmg am ii^«ad wdcben OrünAen imzdismg iriftt woA an dietwa 
SMUe «ine von andereai Yereinstftaaiwn eittgfUniake Z/olilwr^ 
waltoaig funktionierte* Dies findet man in ThlteiBgen, Fraob^ 
fCNTt a. M., OMe&bttrg mnd Hannover. (£iBrgeh«M[«r über ZeU- 
verwattttdg «od Zollkontrotie ita Kapitel itber «Orgute'.) 

§ 3. Vertragsrecht 

Aus den Vertragsbestimmungen ist nicht eine allgemeine 
ßegel abzuleiten, ob und inwiefern das Recht der Vereins- 
staaten mit dritten Staaten Handelsverträge abzuschlieBen be- 
schränkt ist, vielmehr zeigen einzelne Zolleinigungen in dieser 
Hinsicht große Verschiedenheiten, so daß die Betrachtung der 
einzelnen Fälle angebracht erscheint. 

Nach dem Art 6 des bayrisch-württembergischen Qrund- 
vertrags „verzichten die Regierungen der vereinten Staaten auf 
einseitige Anordnungen und Verträge, welche die Zoll- 
verhältnisse mit anderen . . . Staaten zum Gegenstande 
haben ..." Hier werden also hinsichtlich der Zoll- und 
Handelsverträge die völkerrechtlichen Subjekte Bayern und 
Württemberg durch ein neues Subjekt ersetzt. 

Art. 34 des Steuer Vereins bestimmt, daß »die Verträge mit 
anderen Staaten hinsichtlich der gemeinschaftlichen Eingangs-, 
Dur<5l^angs-, Ausgangs- und Verbrauchsabgaben" „nur im Ein- 
verständnis beider kontrahierenden Regierungen" abgeschlossen 
werden dürfen. — Hier werden nicht die früheren Subjekte 
unbedingt durch ein neues ersetzt, aber eines dieser Subjekte 
kann einen Vertrag nur dann abschließen, wenn das andere 
nichts dagegen hat. 

Die preußische Regierung ist verpflichtet, »für alle Verträge, 
welche die Interessen des Großherzogtums und der westlichen 
preußischen Provinzen" ^) berühren, die Zustimmung der hessi- 
schen Regierung einzuholen. Der Vertrag spricht nicht davon, 
ob dieselbe Verpflichtung auch für das Großherzogtum Hessen 
besteht und ob es überhaupt berechtigt ist, Staatsverträge ab- 
zuschließen. Es wäre aber nichts weniger als richtig, hätte 
man nach jenem Rechtssatz: „Was nicht verboten ist, ist er- 

'J Art. 5. 
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laubt", den Schluß ziehen wollen, daß Hessen in dieser Hin- 
sicht unbeschränkt wäre. Art. 1 desselben Vertrags bestimmt, 
daß die preußische Zollgesetzgebung (Eingangs-, Ausgangs- 
und Durchgangsabgaben) von Hessen angenommen ist; folg- 
lich verzichtet Hessen auf das Recht, diese Abgaben vertrags- 
mäßig zu ändern oder, was dasselbe ist, auf das Yertragsrecht 
hinsichtlich der Zollangelegenheiten. 

Durch den Art. 8 des Vertrags zwischen Preußen und Kur- 
hessen wurde Preußen verpflichtet, für alle Verträge mit den 
Staaten, die Eurhessens Grenze berühren, seine Zustimmung 
einzuholen, während diese in allen anderen Fällen schon im 
voraus gegeben wurde. Kurhessen hatte dagegen kein Ver- 
tragsrecht, sondern die von Preußen abgeschlossenen Verträge 
wurden auch auf es ausgedehnt. 

Der deutsche ZoUvererein von 1833, 1841 und 1853 hat, 
diese Frage ungelöst gelassen. Wohl bemerkt Art. 39 vom 1 
Jahre 1833: daß die Staaten sich bemühen werden, durch 
Handelsverträge mit dem Ausland den Verkehr zu erleichtern 
und zu erweitern, — aber außer dieser generellen und nichts 
präzisierenden Bestimmung gibt es keine andere, die uns dar- 
über belehrt, ob und inwiefern das Vertragsrecht den Vereins- 
staaten eingeräumt war. Das, was im offenen Vertrag unter- 
lassen wurde, wurde durch geheimen Vertrag geregelt. Danach 
wurde das Vertragsrecht den Vereinsmitgliedern vorbehalten, 
nur durften „durch solche Verträge die Bestimmungen des 
Grundvertrags in keiner Art verletzt werden", um aber sich 
vor dieser Verletzung zu sichern, wurde vorgeschrieben, daß 
der Inhalt dieser Verträge „vor der förmlichen Ratifikation den 
übrigen Mitgliedern zum Zwecke ihrer zustimmenden Erklä- 
rung** mitgeteilt werden muß. 

Diese Bestimmung ist in den offenen Vertrag im Jahre 1865 
aufgenommen als Art. 38. Ihm geht der Art. 37 voran, der 
speziell von den Verträgen spricht, die mit dritten, dem Vereine 
nicht angehörenden Staaten behufs ihrer Aufnahme in den- 
selben abzuschließen sind. Nach der Bestimmung dieses Ar- 
tikels werden die Verhandlungen darüber den angrenzenden 
Staaten überlassen oder, falls diese Verhandlung einem anderen 
angeboten wurde, auch diesem Staate. Auch der Inhalt dieses 
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Vertrags wird den anderen Staaten wegen ihrer ^zustimmenden 
Erklärung" mitgeteilt, diese aber soll nicht versagt werden, 
wenn die Bestimmungen des Grundrertrags eingehalten sind. 
I In dem deutschen Zollverein von 1867 ist das Vertrags- 
I recht auf das Präsidium übertragen. ^ Das Präsidium steht der 
Krone Preußens zu, welche in Ausübung desselben berechtigt 
ist, im Namen der vertragenden Teile Handels- und Schiff- 
fahrtsverträge mit fremden Staaten einzugehen", natürlich mit 
Beobachtung der vertragsmäßigen Bestimmungen^). 

Der Vertrag zwischen Oesterreich und Ungarn war viel- 
leicht der einzige, der in dieser Hinsicht keinen Zweifel ob- 
walten ließ. Nach dem Art. 3 dieses Vertrags geschieht »die 
Negoziierung und der Abschluß neuer derartiger (Art. 5) Ver- 
träge vorbehaltlich der verfassungsmäßigen Genehmigung beider 
Legislativen nur durch den Minister des Aeußern auf Grund- 
lage der Vereinbarungen, welche zwischen den betreffenden 
Ressortministern beider Teüe stattzufinden haben". Hier finden 
wir ebenfalls ein neues Völkerrechtssubjekt wie bei dem Zoll- 
verein zwischen Bayern und Württemberg, nur daß dort dies 
undeutlich zum Ausdruck kam, was hier klar und deutlich aus- 
gesprochen wird. 

In dem österreichisch-ungarischen Zollvereinsvertrage wird 
vorgesehen, daß die Verträge, die vor der Einigung von einem 
Vereinsglied abgeschlossen sind, während ihrer Dauer in Kraft 
bleiben und selbst auch für das andere bindende Kraft haben 
(Art. 2 des Vertrages von 1867). 

Die anderen Zollvereinsverträge sprechen nicht direkt dar- 
über, aber unmittelbar kann man überall den Schluß ziehen, 
daß solche vor der Zolleinigung abgeschlossene Verträge wäh- 
rend der Vertragszeit in Kraft bleiben. So bestimmt z. B. 
Art. 14 des Steuervereins: daß der etwaige Ausfall an gemein- 
schaftlichen Abgaben, welcher infolge früher eingeräumter 
vertragsmäßiger Zugeständnisse eintreten konnte, gemeinschaft- 
lich getragen werden soll. Nach dem Art. 6 des bayrisch- 
württembergischen und Art. 4 des deutschen Zollvereins fallen 



Art. 7 § 6 des Vertrags. 
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4ie 4eti dritten ^»aten unbedingt m. ^tm^htmiien Begdiiidi- 
g^amg^n d«r fespekti^n Stftatskssse tPBur La^. Man daekte »da^ 
im. an die Begünstigungen, welehfe ein drii^r Staat kraft eines 
frftber abgeedilossen^n Vertrags erwoi^en hatte, und da diese 
Begünstigungen andi nach der Zolleinig'ung gewährt wurden, 
ist der Schlufi berechtigt, dafi der beteeffende Vertrag in Kraft 
Miefe. 

Die Gfeltung der Verträge, weiche PrenÄen mit dritten 
Staaten var der Zolleinigung mit Hessen und Enrhessen auf- 
geschlossen hatte, geht aus den Bestimmungen des Art. 1 und 
des Art. 5 herror. Der erste Artikel bestimmt, daß H^oe^ft 
tind Kurhessen die jeweiligen preußischen Zollsätze der Ein* 
gangs-, Ausgangs- und Durchgaiagsabgaben tibem^me», wobei 
keine Unterscheidung zwischen der gesetzmäßigen und der ter- 
trag»mäftigen Festsetzung derselben gemacht wird, während 
nach dem Art. 5 Preußen sich das Redit vorbehält, mit dritten 
Staaten — unter gewissen Beschränkungen — die Vcdräge ab- 
zuschließen. Ebenso geht aus diesen Bestimmungen hervor, daß 
dieses Recht Hessen und KuAessen nicht eingeräumt wctrde. 

In den meisten Fällen dieser Zolleinigung wird die völker- 
rechtliche Persönlichkeit der Mitglieder nur bezüglich der Han- 
delsverträge beschränkt, während sie in anderen Beziehungen 
auch weiterhin als Subjekte des Völkerrechts fungieren. Dies 
ist überall indirekt ausgesprochen, nämlich durch Aufzählung 
deijenigen Gegenstände, hinsichtlich deren ihr Vertragsrecht 
beschränkt ist. Der Vertrag zwischen Bayern und Württem- 
berg bezeichnet als solche Gegenstände, hinsichtlich wdcber 
das Vertragsrecht beschränkt ist: die Zollverhältnisse; der Ver- 
trag zwischen Braunschweig und Hannover bezeichnet als solche: 
die Verträge über Eingangs-, Durchgangs-, Ausgangs- und 
Verbrauchsabgaben, während er ausdrücklich Handels- «nd 
^hiffahrtsverträge, die auf diese ohne Einfluß sind, davon aus- 
nimmt; es ist schon erwähnt worden, daß der deutsche Zoll- 
verein bis zum Jahre 1867 nur solche Veria-äge vwbietet, die 
die Bestimmungen des Orund Vertrags verletzen. Eine Ausnahme 
davon finden wir im österreichisch-ungarischen Zollbündnis und 
im deutschen Zollverein vom Jahre 1867. Im zweiten werden 
alle Handels- und Schififahrtsverträge der Kompetenz d«s Prä- 
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«idiums Übei^lassen., während die Liste der durch den gemeii»- 
isamen Miiiister obzusohließenden Yertsäge im dsterreiohisoh* 
ungarischen Zotl- und Handelsblhidnigse noeh die ZoU-^ Kon- 
«ukir-^ Post* lind Telegiaphenverteäge ^(Art. 2) enthalt. Ss 
ist ed)er ma beachten, daß diese i^eitgehende Beschiänkimg der 
Iditglieder ihre Jäechtfertigitiig und Ursache nicht in der Zoll- 
einigung, sondern in anderen Gründen hat. Dies ist besonders 
daraus ersiditlioh, daß z.B. seit dem Jahre 1897 Oesterreich 
und Ungarn jedes für sich einige Verträge abgeschlossen haben, 
ohne daß dadurch das Zoll- und EDändelsbündnis Terletzt wurde 
(Vertrag zwischen Deutschland und Oesterreich 1898; Zucker- 
koBrrention 1902). 

Selbstredend ist, daß im Grundrertrag vorgesehen werden 
kann, daß aus gewissen Gründen das Yertragsrecht einem Mit- 
gliede hinsidbtHch gewisser Verträge eingeräumt wird. So 
wia*de ^. iB. beinahe in allen Verträgen den Vereinsstaaten das 
Recht eingeräumt, Salzlieferungsverträge abzuschließen, da dies, 
wie bekannt, nicht den Gegenstand der Zollvereinigung bildete. 
Im Vertrage von 1865 behielt sich Preußen das Recht vor, 
mit Rußland und Polen frei die Verträge zu schließen. 

Neben dem Vertragsrecht ist vielfach das Recht, Retor- 
sionen und Repressalien anzuwenden, beschränkt. Gewöhnlich 
wird den Staaten erlaubt, Retorsionen einzuführen, wobei den 
anderen Vereinsstaaten das Recht vorbehalten wird, dagegen 
Einwendungen zu erheben und schiedsrichterliche Entscheidung 
zu verlangen. Das Recht, Repressalien zu unternehmen, ist 
gewöhnlich suspendiert oder von der Zustimmung aller Mit- 
glieder abhängig genuicht. 

In der Praxis wurden diese Bestimmungen nicht immer so 
akkurat beobachtet, insbesondere in dem großen deutschen 
Zollverein. Hier war, wie ausgeführt, den Mitgliedern das 
Vertragsreoht vorbehalten, insofern der Grundvertrag unverletzt 
blieb. Jeder Staat konnte die Verträge abschließen^ mit der 
Beschränkung, sie den anderen Staaten wegen ^der zustimmen- 
den Erklärung* mitzuteilen. Von diesem Recht machte eigent- 
lich nur Preußen Gebrauch, und zwar ohne sich immer um die 
Vertragsbestimmungen zu kümmern. So wurde z. B. der Ver- 
trag mit England, Braunschweig, Hannover und Holland allen 
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Vereinsstaaten mitgeteilt» und die Ratifikation erfolgte erst, 
nachdem ihre Zustimmung, sei es ausdrücklich, sei es still- 
schweigend (indem keine Einwände erhoben wurden), eingeholt 
war. Die Verträge wurden teils nur für Preußen^), teils in 
seinem Namen für alle^) oder nur für einige^) Staaten abge- 
schlossen, und gewöhnlich war den anderen Staaten der Bei- 
tritt vorbehalten. 

Bei drei sehr wichtigen Verträgen aber wurden diese Vor- 
schriften nicht beobachtet. 

Den Vertrag über die Aufnahme des Steuervereins in den 
großen Zollverein von 1851 schloß Preußen ab, ohne die Zu- 
stimmung der Vereinsstaaten abzuwarten. Vielmehr wurde 
diese Zustimmung später erzwungen, indem Preußen den Zoll- 
vereinsvertrag kündigte und den Abschluß des neuen von der 
Annahme des Septembervertrags abhängig machte. Aehnlich 
verfuhr es bei dem Abschluß des Vertrags mit Oesterreich 1853 
und mit Frankreich 1862. 



Es drängt sich hier die Frage auf: wenn diese Zolleinigung 
nicht unbedingt die Aufgabe des Vertragsrechts verlangt, so 
kann es vorkommen, daß ein Vereinsstaat mit einem dritten 
'Staate einen Handelsvertrag abschließt und Meistbegünstigung 
einräumt. Kann jetzt der meistbegünstigte Staat auch diejenigen 
Begünstigungen beanspruchen, die die Vereinsstaaten einander 
einräumen? 

In der Theorie ist die Frage mit Negation beantwortet 
(Matlekovits, Schraut, Veljkovits etc.). Nur Bismarck (in einem 
Brief an Molinari) und Peez äußerten sich, daß die Meistbegün- 
stigung selbst bei der Zolleinigung Anwendung findet, da diese, 
d. h. die Meistbegünstigung, keine Differentialbehandlung zu- 
lasse. 

In der Praxis ist die Frage ebenfalls negativ beantwortet, 
obwohl nicht ohne Einwendungen. So wurde z. B. seitens 
Frankreichs verlangt, daß die den Südstaaten eingeräumten 



1) Mit Griechenland (1889). 
^ Mit England, Holland etc. 
8) Mit China (1861). 
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Begünstigungen auch ihm kraft des Art. 11 des Frankfurter 
Friedens eingeräumt werden; während anderseits bei Luxem- 
burg und Elsaß-Lothringen gar nicht davon gesprochen wurde. 

Wegen dieser Unsicherheit in der Theorie und der Praxis 
fand man es angebracht, die Frage im Vertrag selbst zu 
lösen, und so wurde in den deutsch- österreichischen und öster- 
reichisch-englischen Vertrag die Klausel eingeschaltet, daß die 
gewährte Meistbegünstigung keine Anwendung auf die be- 
stehenden oder später einzugehenden Zolleinigungen findet. 

Die Frage ist verschieden zu beantworten, je nachdem man 
von dem rein juristischen oder von dem handelspolitischen 
Standpunkt ausgeht. Für den ersten Fall ist die Meistbegünsti- 
gung überall da anwendbar, wo sie nicht ausdrücklich als nicht 
geltend erklärt wird. Folglich ist die ausdrückliche Lösung 
dieser Frage im Vertrag selbst der einzig mögliche Weg, dies- 
bezügliche Schwierigkeiten zu beseitigen. Beim handelspoliti- 
schen Standpunkt hängt es von den durch die Meistbegünsti- 
gung verfolgten Zwecken ab, ob sie auch auf die Zolleinigung 
anwendbar ist oder nicht. Die Frage nach dem Zweck der 
Meistbegünstigung ist ebenfalls strittig. 

§ 4. Zwischenzölle 

Unter den Motiven, die zur Gründung der Zolleinigungen 
dieser Art geführt haben, ist besonders der Wunsch der Ver- 
einsstaaten hervorzuheben: die Handels- und Verkehrsfreiheit 
im ganzen Vereinsgebiet herzustellen. In allen Qrundverträgen 
ist dieser Zweck der Zolleinigung ausdrücklich erwähnt^). 

Die vollkommenste Verwirklichung dieses Zwecks sqtzt 
zweierlei voraus: 

a) daß keine Ausnahme hinsichtlich des Objektes erlaubt 
wird, d. h. daß alle Einfuhren aus einem Staate in den anderen 
zollfrei erfolgen; 



^) Einleitung und Art. 6 des Vertrags von 1833; Art. 5 des Vertrags 
zwischen Bayern und Württemberg von 1828; Art. 5 des Vertrags zwi- 
schen Preußen und Hessen, Art. 9 u. 10 des Vertrags zwischen Preußen 
und Kurhessen; Art. 1 des österr.-ungar. Zoll- und Handelsbündnisses; 
Art. 2 des Steuervereinsvertrags von 1834. 
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b) dfifi keine AuBnftbme hinaiehtUcIi der Zeii sMrfc&ncb^ 
d. h. daß dieser zoIÜEreie Yerkehr zu jeder Zeit geaicheri isik^ 
imfc etwa aUeiniger Auamühme des Ausfuhrveid^Aa wäfaiendi 
emas Krieges. 

Dieses Ideal der QaiideltH und Yerkehrsfireibeit ist in. beioefl^ 
von den besproehenen Fällen realisiert. AiföBahmaü findea 
tIberaU stait, und zwar aus verschiedenen Ghrüi^an^ von den^i 
dfia wichtigsten hiov km», zu bcarühren sind. 

1. Die: ecate Anenahme ist gemacht hinsäcfattich der Monopol» 
g^ensliände. Ffir diese ist die Handels«- und Yerkehrsfreilieit 
beselHränkt, oder — besser gfesagt — ist das ßecht der Staaten^ 
derartig» Einfuhren mit ZSoUen zu bcde^n bezw. ganz zu ver- 
bieten, unbescbräaldr geblieben« AIs^ Monopolgegenstände sind 
-mn dißm freien Verkehr ausgescUbssen:. SaLs und Spielkarten in 
dem deutschen Zollverein von 1833^), in dem Zollverein zwi- 
schen Prenßsen und Hessen von 1828 ^) und in dem pveußisch- 
kurhessisehen Zollverein ^) ; Salz in dam ZoUvecräi zwischen 
Ba{fem; und Württemberg (Art. 35); S^, Spielkarten und 
Kalender im Steuervesein von 1834 (Art 2). Eine Aumudune 
davon macht das österreichisch-ungarische ZoUr und Handels^ 
bündnis. Hier ist auch der Verkehr mit Monopolgegenständen 
(Salz, Tabak etc.) zollfrei^ aber daa in Ungarn und Oesterreich 
bestehende Salz- und Tabakmonopol wird auf Grund des ZoU- 
und Handelsbündnisses nach gleichen Prinzipien und Vorschriften 
verwaltet (G. Ä. 16: 68.) 

In den Verträgen wird uns nicht der Grund dieser Aus- 
nahme angeführt, man kann aber mit großer Wahrscheinlich- 
keit annehmen, daß sie aus fiskalischen Gründen eingeführt 
wurde: die Staatsmonopole ergaben große Einnahmen, und man 
war nicht sicher, sie durch andere Einnahmen zu ersetzen. 

2. Eine zw^te Ausnahme besteht wegen der Erfindungspatente, 
und zwar während der Dauer der Patente oder Privilegien. 

Diese Ausnahme ist nur in dem Vertrage von 1833 vor- 
gesehen*) und wurde bis zum 21. September 1842 beibehalten. 

')' Art. 7. 
«) Art. 9i 
») Art. 11. 
*) Art. 7. 
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Am ibr«^ 2kAh kat »dtd^si im &» im gwze Yereiiutg^biirt 
geltende Patentgesetz. Das österreichisch-uagariarfK^ Ztdl' uiKi 
Ha»dekkJlQdm3 voi» 1867 ^) stellt im Gbruodsat^ auf: n4iie Tor- 
seiiviftsiftäß^ erwkkten £r&Q!Glungsf«t«^0 haben in beiden 
Ländergebieten Greltung/ 

Der Grun.6l dieser AusnAbote liegt im Wunsch der Kontra* 
henten, einen Eingriff in di« erworbene» Eöcbte w vwf- 

3. Wichtiger ala diese beiden ersten isi eine dritte Au3^ 
nikhnie, die wegen der verschdedeneik Verbraiii^steu^rfi in eiar 
zelnen Yereinsstaaten eingeführt ist. Da die Yerbrattehssteuerii 
in einzelnen Sta^n verschjjeden hoch waren, m fürchtete man, 
diaß die BersteUung der unbeschränkten fiaBdek<^ KO^i Yeif- 
kehrsfreiheit die einzelnen Industrien schädigen kM»te, da 
nämlich die Produzenten derjenigen Staate» y in welchen diese 
Steuersätze niedriger sind^ auf dem Yerein»markte konkuvrenz- 
fähig)^ seien. Der Zweck dieser Annahme waor alse^: diese 
Yersehiedenheit der Besteuerungslast oder, da die«» in den Pro- 
duktionskosten zum Abdruck kommt: die £oQ.kurreni£ auf dem 
YereinemArkte auszugleichen; folglich sollte sie nujr da statt- 
finden, wo im Inland ein Produktionszweig mit der Steuer be- 
legt ist, und selbst dann nur h&i^heh diesjenigen Yereins- 
staaten, in de^en der gleich« Produktiooszw^g entweder mit 
keiner oder mit einer niedrigeren Steuer belegt ist. 

Die Art und Weise, wie diese Ausgleichszölle erhoben wur- 
den, wie auch die Zahl der Gegenstände, die iknen imterkgen^ 
waor in yerschiedeneft ZoUeinigiUkgen vevsehiedeni. 

1^ Im Yertrag zwischen Bayern und: Wttrttembe]^ und im 
öst^reichiscb-ungarischen Zcdl^ und Handelsbündnis ist dlieee^ 
Frage gaiijs im aUgemeinen gelöst: die EoBsunq>tiensabgaJ»ett, 
die von inländischen Genuß- und Yerbrauchsgegenständen «r^ 
hoben werden^ sind in gleicher Weise und Quote auch von den 
Gegenstäadeö zn zahlen, di» aus «bem andlereii Yereinsstaaten 
ei»g^hrt wendest ^). Es ist klar, daß diese^ Abgabe ein £in- 



') Art. 16. 

^) Art. 32 des baynsch-wilrttembeFg» und Ari I Abs. 3 des ös^rr.- 
Ungar. Vertrags. 
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fuhrzoU ist, dessen Tarifsatz durch die Höhe des inländischen 
Steuersatzes bestimmt ist. 

b) Im Steuerverein war dieser Ausgleichszoll gegenstandslos: 
hier waren die Steuersätze in allen Vereinsstaaten gleichge- 
stellt; folglich existierte nur ein Ausgleichszoll für das aus 
Oldenburg in beide andere Länder eingeführte Bier, da die Bier- 
produktion in Oldenburg steuerfrei war ^}. 

c) Im preußisch-hessischen und kurhessischen Zollverein 
sind alle Gegenstände namentlich aufgezählt, imd zwar mit der 
Höhe des Ausgleichszollsatzes, der bei der Einfuhr aus einem 
in den anderen Staat zu erheben ist^). 

d) Am besten ist der Zweck dieses Zolles im deutschen 
Zollverein vom Jahre 1833 zu ersehen. Art. 11, Abs. 2, ZiflF. 1 
dieses Vertrags lautet: 

„Die Ausgleichsabgaben werden nach dem Abstände 
der gesetzlichen Steuer im Lande der Bestimmung von 
der denselben Gegenstand betreflFenden Steuer im Lande 
der Herkunft bemessen, und fallen daher im Verhältnisse 
gegen diejenigen Vereinslande gänzlich weg, wo eine 
gleich hohe oder eine höhere Steuer auf dasselbe Er- 
zeugnis gelegt ist.^ 
ZiflF. 4 desselben Artikels : 

„Rückvergütungen der inländischen Staatssteuer sollen 
bei der Ueberfuhr der besteuerten Gegenstände in ein 
anderes Vereinsland nicht gewährt werden.** 
Der Zweck ist ersichtlich : man hat die Absicht, die Steuer- 
last resp. die Konkurrenz auf dem Vereinsmarkt auszugleichen. 
Von diesem Zweck wird aber — um einem anderen Zweck 
Genüge zu leisten — etwas abgesehen, indem in ZiflF. 3 des- 
selben Artikels der Maximalsatz dieses Ausgleichszolles fest- 
gesetzt wird. 

Nach dem Art, 11, Abs. 2 soll dieser Ausgleichszoll nur 
von Bier, Malz, Branntwein, Tabak, Traubenmost und Wein 
erhoben werden, während der Art. 12 den Grundsatz aufstellt : 



1831. 



>) Art. 2. 

*) Art. 9 A u. B des Vertrags von 1828, Art. 11 des Vertrags von 
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,da6 die attderen Gfegen^inüde skfat höher als die mländiaebeQ 
bekntet werden können'. Der Gegensatz zwischen diesea zwei 
Bestimmungen liegt mvd der Hand; in der Praiis kam die erstove 
zur SMtung. 

Im Jahre 1841 wurden diese Ansgleichsaligaben durch 
Uebergangsabgaben ersetzt.. Die Uebergan^sabgabe entsprach 
dem vollen Betrag des Steuersatzes, während anderseits Steuer- 
rückrergütiRig zulässig wurde. Die Uebergimgsabgabe T€»:lor 
dadurch den Charakter einer Maßregd, die die Steoerhst und 
Konkurrenzfähigkeit aller Produzenten im Vereinsgebiet aus- 
gleichen sollte, und bekam den Charakter eines Binnenzolles, 
dessen fiöhe durch die Steuergesetzgebung des betreffenden 
Staates fixiert wurde. 

Die Unanm^mlichkeiten, die sicdi als Folge dieser Abgaben 
ergaben, waren sdir Kistig, und deshalb in allen späteren Zdl- 
TereinsTerträgen zwei Züge Yorherrschend: die T^denz^ cUese 
Abgaben zu beseitigen oder wi^igstems ihre Zahl und Anwe»* 
dimg zu bems^hiänken , und anderseits das Streben, die Hand- 
habung derselben mögliehst genmi zu präzisieren. So wkd 
z. B. im Yertri^ von 1865 ein Drittel d^ Textes diesem Gegeiv- 
stand gewidmet. Da wird genau ausgeführt: welche öegen- 
si^de mit diesen Abgaben zu belegen sind, in welcher H3he, 
unter welchen Umständen etc. Ich halte es für unnötig, in 
Details dieser Materie einzugehen und besebränke midi auf 
Grun dprinz ipien dieser Abgaben. 



In der „Zollrereinsliteratur^ sind noch zwei Gfründe er- 
wähnt, die die Erhebung der Zwisehenzölle ratsam machen 
könnten: 

1. die Zwisehenzölle mit der Aufgabe, die etwaigen Aus- 
fälle an Zolleinnahmen zu ersetzen; 

2. die ZwHtchenzölle in den Fällen, wo die „ZoUeinigung^ 
nicht mit einem gemeinsamen AuSentarif , sondern mit selb- 
ständigen Tarifen der Vereinsstaaten zu stände gebracht 
wird. 

Die erstgenannten Zwisehenzölle sollten ihre Sechtfertigung 
darin finden, daß die Zolleinigung die Verminderung der Zoll- 

8 
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einnahmen zur Folge haben kann; folglich wäre dafür zu sorgen^ 
diese Verminderung durch Zwischenzölle zu ersetzen. In allen 
hier besprochenen Fällen hatte die Zolleinigung eine Vergröße- 
rung der Zolleinnahmen zur Folge ; folglich war ein Zwischen- 
zoll aus diesem Orund ganz überflüssig. Vielleicht konnte man 
in den Weinübergangsabgaben, die in Preußen erhoben wurden, 
einen Ansatz dieses Zwischenzolls sehen ^). 

Der zweite Grund ist aus früher angegebenen Ursachen 
stillschweigend zu übergehen. 



Um behaupten zu können, daß zwischen zwei Staaten die 
Handels- und Verkehrsfreiheit besteht bezw. nicht besteht, ge- 
nügt es nicht, das Vorhandensein bezw. Nichtvorhandensein 
der Zwischenzölle im engeren Sinne festzustellen, d. h. der 
Abgaben, die unter dem Namen oder wenigstens in der Form 
eines Zwischenzolles erhoben werden; vielmehr muß man auch 
andere Abgaben in Betracht ziehen, die, unter verschiedenen 
Namen und in verschiedener Form erhoben, den Charakter 
eines Zwischenzolles insofern haben können, als jeder Staat 
im stände ist, durch eine geschickte Handhabung derselben die 
Inländer im Vergleich zu Ausländern zu begünstigen und da- 
durch die Konkurrenz dieser letzteren auf seinem Markt zu 
erschweren. Hierher gehören: die Chaussee-, Pflaster-, Damm-, 
Fährgelder etc. wie auch Wasserzölle und verschiedenartige 
Gebühren, die anläßlich irgend welcher Handlung erhoben 



*) Robolsky (Der deutsche Zollverein S. 17 u. 60) sieht in den seitens 
Preußen erhobenen Weinübergangsabgaben einen Ansatz dieses Zwischen- 
zolls. Seiner Meinung nach sei Preußen kein weinproduzierendes Land, 
folglich sollte es für die Weinproduzenten ganz gleichgültig sein, diesen 
Zwischenzoll aufheben zu lassen. Daß Preußen nichtsdestoweniger ihn 
beibehielt, spreche dafür, daß es sich wegen der Verluste an Durchgangs- 
abgaben, die für es größer als für andere Staaten wären, entschädigen 
wollte. Weber und Kühne stimmen mit Robolsky darüber überein, daß 
Preußens Verluste an Durchgangsabgaben größer als jene der anderen 
Staaten waren; doch sind sie der Meinung, daß diese üebergangsabgaben 
wegen der Weinproduzenten in der Gegend der Ahr und Mosel einge 
führt wurden. Deren Besteuerung bedurfte eines Ausgleichs durch Ein- 
fuhrbelastung. 
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werden. Die Zahl dieser Abgaben war in der ersten Hälfte 
des 18. Jahrhunderts ungeheuer groß, und ihr Charakter war 
ein doppelter: erstens sollten sie Einnahmen für die Staats- 
kasse abwerfen, und in diesem Fall wurden sie gleichmäßig 
sowohl von Ausländern als auch von Inländern erhoben ; zweitens 
sollten sie die inländischen Produzenten zum Nachteil der aus- 
ländischen begünstigen, und in diesem Falle wurden sie in 
einem höheren Betrag von Ausländern als von Inländern er- 
hoben. Der Wunsch der Kontrahenten war darauf gerichtet, 
diesen zweiten Zweck solcher Abgaben zu beseitigen, und in 
allen besprochenen Verträgen ist der Satz ausgesprochen, daß 
hinsichtlich dieser Abgaben die Ausländer den Inländern gleich- 
gestellt werden sollen ^). Denselben Zweck verfolgt Art. 6, 7 
und 8 des österreichisch-ungarischen Zoll- und Handelsbünd- 
nisses, wonach die Schififahrts- und Eisenbahntarife nach 
möglichst gleichmäßigen Betriebsnormen geregelt werden 
sollen. 

Die Bestimmungen über den Maximalsatz der obigen Ab- 
gaben, wie auch diejenigen über die Aufhebung der Stapel- 
und ümschlagsrechte und der bestehenden Meßprivilegien, 
Lagerhäuser und Hallenanstalten beschäftigen uns in einem 
anderen Zusammenhang. 

Es ist fraglich, ob und inwiefern die neuerlich eingeführten 
statistischen Gebühren in Ungarn ähnliche Wirkungen wie ein 
Zwischenzoll hervorrufen können. Dies hängt von der Höhe 
der statistischen Gebühren ab. Sie sind jedenfalls eine be- 
sondere Belastung der Einfuhr nach Ungarn. Ist diese Be- 
lastung jedoch minimal, so werden besonders empfindliche 
Wirkungen kaum dadurch verursacht. 

Die Stadt- uad Gemeindeoktrois haben mehr einen fiskali- 
schen als einen handelspolitischen Zweck; wenn hier eine Be- 
günstigung stattfindet, so ist sie nicht nur gegen die Ausländer, 
sondern auch gegen die Inländer gerichtet. Die Aufhebung 
derselben war folglich auch für den betreffenden Staat er- 



^) Art. 13, 15 u. 17 des Vertrags von 1833, Art. 26, 27, 28, 29 u. 30 
des Vertrags zwischen Bayern und Württemberg von 1828; Art. 11 u. 12 
des Steuervereinsvertrags von 1834 etc. 
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wünscht, und deshalb ist auch in dieser Beziehung das Prindp 
d^ Gleichstellung «iisgesfnrochen ^). 

§ 5. Einnahme- und Ausgabeverteilung 

Im engsten Zusammenhang mit dem Vorhandensein bezw. 
Nichtrorhandensein der ZwischenzSlle steht die Frage nach der 
Gemeinschaft an den Zolleinnahmen, so daß durch die Art 
und Weise, wie jenes geregelt wird, die Lösung dieser Frage 
mitbestimmt ist: wo die Zwischenzölle ganz oder teilweise auf- 
gehoben sind, da ist die Gemeinschaft an Zolleinnahmen ganz 
oder teilweise eingeführt, und umgekehrt, wo die Zwischen- 
zölle auch weiter bestehen, findet keine Gemeinschaft an Zoll- 
einnahmen statt. In allen hier besprochenen Fällen ist die 
Handels- und Verkehrsfreiheit die Kegel, während die Bei- 
behaltung der Zwischenzölle die Ausnahme bildet, daher findet 
in allen diesen Fällen die Gemeinschaft an Zolleinnahmen 
statt 2). 

In dieser Frage hat sich die Theorie der Praxis angepaßt, 
und Kühne ^) ist der einzige, der die Möglichkeit einer Zoll- 
einigung ohne Zwischenzölle und ohne Gemeinschaft an den 
Zolleinnahmen annimmt, und zwar unter der Voraussetzung, 
daß die betrelFenden Staaten gleich groß und dem Auslande 
gegenüber gleich gelegen sind. Wenn man in Betracht zieht, 
daß dieser Fall in der Praxis äußerst selten vorkommen kann 
— wenigstens ist er bis jetzt nie vorgekommen — , so darf man 
mit ruhigem Gewissen auch den Herrn v. Kühne als den An- 
hänger des oben aufgestellten Satzes ansehen. Das von Brück 
. entworfene Projekt einer Zolleinigung ohne Gemeinschaft an 
den Zolleinnahmen zwischen esterreich und dem deutschen 
Zollverein blieb ein mißlungener Versuch, so daß bis jetzt 



*) Art. 9 des Vertrags zwischen Preußen und Hessen von 1828; Art. IS 
des Vertrags von 1833 etc.; Art. 18 des ßteuervereinsvertrags von 1834. 

^) Art. 4 u. 5 des Vertrag zwischen Bayern und Wtbrttemberg von 
1828; Art. 1 des Vertrags zwischen Preußen und Hessen von 1828; Art. 9 
des Vertrags zwischen Preußen und Kurhessen; Art. 5 des Steuervereins- 
vertrags; Artr 21 de« Vertrags von 1833; Ausgleich von 1867 (Gesetz 
vom 24. Dezember 18^7 Art. 2). 

') Der deutsche Zollverein 1836. 
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immer der Saiz giLt: die ZoUeinigung hat die Gemei&sdiafi 
an den Zolieinnahmen zur FoJge. 

Diese Goneinscbaft ist nur auf diejenigen Einncdimen aus- 
gedehnt, die von den ausländischen, über die gemeinsame Zoll- 
grenze eingeführten Waren erhoben werden, während die 
soiBstigen Staatseinnahmen, die innerhalb eines Staates verein- 
nahmt werden, wie z. B. die inneren Steuern, Ausgleicfas- 
abgaben, WasserzöUe, Chausseegelder etc. von dieser Gemein- 
schaft ausgenommen werden ^). Um auch diese Einnahmen 
gemeinsdiaftlich zu naachen, sind spezielle Verabredungen nöt^ 
insbesond^:^ die Einführung eines gemeinschaftlichem Ver- 
brauchssteuersystems im ganzen Zollverein oder in einigen 
Staaten desselben, wobei in diesem letzteren Fall die Gemein^ 
Schaft nur hinsichtlich dieser Staaten gilt. So wurde z. Bi 
durch den Vertrag vom 30. Dezember 18äS die gleiche innere 
Besteuearui^ in Preußen und Sachsen, vom 11. Mai 1833 in Thü- 
ringen ete. eingeflüirt, und die Einnahmen dieser Verbranchs- 
steuem als gemeinschafÜiche erklärt. Ebenso bestand gl^he 
Verbrauchsbesteuerung im Steuerverein und Gemeinschaft an 
diesen Einnahmen. In dem großen deutschen Zollverein wurden 
im Laufe der Zeit die Zucker- (1841), Salz- (1867) und 
Tabaksteuern egalisiert und dann auch für gemeinschafiüdie 
Reofannng erhoben. In Oesterreicdi-Ungam ist die Aus^eiclmng 
der Branntwein-, Bier- und Zuckerstauer eingeführt, aber die 
Gemimnschaft an diesen Einnahmen findet nicht statt. Der 
Grund dieser verschiedenen Grundsätze ist in der geschicht- 
lichen Entwicklung zu suchen: in dem deutschen Zollverein 
wurden diese gemeinsamen Steuern eingeführt, um den ein- 
getret^ien Auefall an Zolleinnahmen (wegen der Entwicklang 
der inländischen Produktion) zu ersetzen (Znckersteuer 1841), 
und da diese gemeinschaftlich waren, so galt dasselbe auch 
für jene. Dagegen machte sich bei der Einführung dieser 
Steuern in Oesterreich- Ungarn zweierlei geltend: einerseits 
trachtete Oesterreich danach, durch diese Steuern jene Verluste 



Art. 21 des Vertrags von 183S; Art 26, 27 cu 28 des Vertrags 
zwiecdieB Bayern und Württemberg von 1828; Art 8 des Vertrags zwi- 
sofaen Preußen und Hessen von 1828; Art. 20 des Vertrags zwischen 
Preußen und Eurhessen. 
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zu ersetzen, die seine Untertanen wegen der Teilung der Zoll- 
einnahmen im Verhältnis 70 : 30 erlitten haben sollten, wäh- 
rend anderseits die Bestrebungen Ungarns darauf gerichtet 
waren, möglichst wenige gemeinsame Angelegenheiten zu 
haben. 

Die Verteilung der gemeinschaftlichen Einnahmen an ein- 
zelne Mitglieder war verschieden. 

In den meisten Fällen galt die Kopfzahl als Vertei- 
lungsmodus ^). In den betreffenden Verträgen ist nicht er- 
wähnt, weshalb dieser Verteilungsmodus den anderen vor- 
gezogen wurde, es ist aber sowohl der Wunsch wie auch die 
Voraussetzung der Kontrahenten leicht zu erraten. Der 
Wunsch der Kontrahenten war, die Verteilung nach dem 
Konsum vorzunehmen; da aber dieser schwer und nur mit 
großen Verwaltungskosten zu ermitteln war, so glaubte man 
ihn annähernd berechnen zu können, indem man von der 
Voraussetzung ausging, daß der Konsum in geradem Ver- 
hältnis zu der Bevölkerung steht. Diese Voraussetzung trifft 
aber nicht zu, wo die Bevölkerung ungleich wohlhabend ist, 
da eine reiche Bevölkerung konsumfähiger ist als eine arme. 
Dies konnte nicht unbemerkt bleiben, und es wurden Prä- 
zipua eingeführt, um diesem Mangel dieses Verteilungsmodus 
abzuhelfen. So wurden solche Präzipua der Stadt Frankfurt 
und Hannover in Hinsicht auf ihre konsumfähigere Bevölke- 
rung verliehen; allerdings waren wohl auch politische Gründe 
hier von Einfluß^). 

Außer diesen beiden begegnet uns noch ein dritter Modus 
im Art. 22 vom Jahre 1865. Hier wird dem Königreiche 
Hannover und dem Herzogtum Oldenburg eine gewisse Summe 
(27 Sgr. pro Kopf) garantiert. Die betreffende Summe ist 
immer nach Kopfzahl berechnet ; aber sofern sie diesen Betrag 



^) Art. 21 des Vertrags von 1833; Art. 8 des Vertrags zwischen 
Bayern und Württemberg von 1828; Art. 8 des Vertrags zwischen Preußen 
und Hessen von 1828; Art. 21 des Vertrags zwischen Preußen und Kur- 
hessen; Art. 27 des Steuervereinsvertrags etc. 

2) j^Yt 7 des Vertrags von 1841 und Art. 22 u. 26 des Vertrags von 
1853. Ueber das Preußen in der Form der Weinübergangsabgaben ein- 
geräumte Präzipuum s. S. 26. 
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nicht erreicht, soll sie aus der Gemeinschaft der Zolleinnahmen 
aller Vereinsstaaten ergänzt werden. Diese Garantie hat den 
Zweck, einen Staat vor dem eventuellen Ausfall an Zollein- 
nahmen zu sichern, und kommt möglicherweise da vor, wo 
die finanziellen Erfolge einer Zolleinigung unsicher sind. 

Selbstredend ist, daß alle diese Verteilungsmodi durch Ver- 
einbarungen modifiziert werden können. In der Praxis ist dies 
nur seitens Preußens gegenüber angrenzenden Staaten getan 
worden ^). 

Andere Verteilungsmodi werden uns noch in einem anderen 
Kapitel begegnen, hier seien noch einige Vorschläge erwähnt, 
die hinsichtlich dieses Problems gemacht wurden. 

Der Franzose Bosc meint, daß die Verteilung nach der 
Destination der Waren vorgenommen werden kann: da die 
Einfuhrzölle überall gleich seien, so falle der Grund weg, wes- 
halb man einen Warentransport falsch destiniere, folglich trefiPe 
dieser Verteilungsmodus am besten den eigentlichen Konsum. — 
Dabei übersieht Herr Bosc, daß die eigentlichen Importeure 
nicht die Konsumenten, sondern die Großhändler und Ver- 
arbeitungsgewerbe sind, und daß die Waren seitens dieser an 
Klein- und Zwischenhändler verteilt, um von diesen dem Publi- 
kum verkauft zu werden. Hier wäre also die Zahl der Groß- 
händler und der Verarbeitungsgewerbe, nicht der Konsum 
ausschlaggebend. 

Der Badener Nebenius glaubte, man solle auch die Grenz- 
länge in Betracht ziehen, da die Erhebungskosten davon ab- 
hängig seien. Dies wäre unter der Voraussetzung berechtigt, 
daß die Erhebungskosten nur dem Grenzstaate zur Last fallen. 
Da dies in keiner der besprochenen Zolleinigungen der Fall 



^) Im österreichisch-ungarischen Zoll- und Handelsbündnis ist diese 
Frage nicht gelöst. Der Grund ist leicht zu verstehen: die Zolleinnahmen 
wurden zur Deckung der gemeinsamen Kosten gebraucht, und da diese 
größer als die Zolleinnahmen waren, so hätte die Lösung dieser Frage 
keinen praktischen Wert. Dem Gesetz über Beitragsleistung ist zu ent- 
nehmen, daß die Quote nach dem Bruttoertrag der direkten Steuern fest- 
gesetzt war; wäre es zur Teilung gekommen, so müßte folglich dieser 
Verteilungsmodus angewandt werden. 
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WAV, vielmelir die EifaebuDgsfaosten überall gemeinscbaftficb 
W8i:ea, so mx die Berücksiclitigung di» Gr^nzläuge unnötig. 



Die Gbmemschafk an den Zolleinnahmen bedeutet tfl>erÄiI 
die Gemeinschaft am Reinertrag, mit anderen Warten: der 
G^meinscbaffc an Zolleinnahmen entspricht die €l«m:einschaft 
an gewissen Ausgaben, die gemacht werden müssen, um diese 
gemeinsamen Einnahmen zu vereinnahmen. 

In den meisten Fällen ist diese Oemeinschaft der Ausgaben 
nur auf die Erhebungs- und Aufsichtskosten an der gemein- 
samen Zollgrenze ausgedehnt*) und wird gewöhnlich durch 
Pauschalsummen, die von den Bruttoeinnahmen vorweg ab- 
gezogen werden, bestritten. Daneben findet in dem Vertrag 
von 1833 noch die GFemeinschaft hinsichtlich der im €hiind- 
vertrag oder später vereinbarten Steuervergtitungen *) statt. Der- 
selbe Gbrundsatz ist in allen späteren Verträgen beibehalten. 

Neben dieser Gemeinschaft ist in den Fällen, wo die Ge- 
meinschaft an Steuererträgnissen Platz gegriffen hat, die Ge- 
meinschaft der Ausgaben auch auf die Erhebungs- und Ver- 
waltungskosten der gemeinsamen Steuern ausgedehnt. So ». B. 
im deutschen Zollverein von 1841 auf die Erhebungs* und Ver- 
waltungskosten der Rtibenzuckersteuer^); seit 1867 auf die 
Erhebungs- und Verwallungskosten der Salz- und Tabak- 
steuer etc., wie auch in dem Steuerverein*) hinsichtlieh der 
Erhebungs- und Verwaltungskosten der gemeinsamen Ver- 
brauchssteuern. 

Außer diesen aus der Vereinnahmung der gemeinschaft- 
lichen Einnahmen entstandenen gemeinschafflichen Aui^aben 
findet noch eine Gemeinschaft hinsichtlich derjenigen Aus- 
gaben statt, die fttr gemeinschaftliche Institutionen und Organe 
gemacht werden. Diese Summen sind minimal und beschränken 
sieh nur auf Personal- und Bureauansgab^i. 



^) Art 8 u. 17 des Vertrags zwnehen Bfi^f«ni und Wüi^iiienb^g; 
Art 10 des Vertrags zvisehsn Fireußen und Hetaea; Art 2S des Vertrags 
Bvdfidben Freutoi und EocliesBeoB. 

^ Alt. 22 dei erwümten Vertn^p. 

^) Art l des Gesatoes vom a. Jbd 184L 

^) Art 20 u. 21 von 1884. 
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la Oeflterrakh-Üngarn ist die Gememschaft an Ausgaben 
sdir grofi, aber dies ist die Folge nieJdt der ZolleinigUAg^ 
sondern der anderen gemeinsamen Angeiegienheiten, die aus 
der Pragmatischen Sanktion hergeleitet werden* Aus ißm 
Zoll- und Handelsbün^nis entspringt nur die Gemeinschaft an 
Erhebuags- und Aufsichtskosten an der gemeinsamen Zoll- 
grenze, wie auch an Steuerrestitutionen. Hinsichtlich dieser 
letzteren ist zu erwähnen: nach dem Art. 2 des Gesetzes vom 
24. Dezember 1867 wurden die Steuerrestiüitionen aus dem 
ßeinerträgnisse des Zollgefalles bestritten. Im Jahre 1878^) 
wurde bestimmt, daß die Steuearrestitutionan nach dem Brutto- 
ertrage des betreffenden Steuerzweigs bestritten werden. 1894 
bis 1899 wurde das sogenannte üeberweisungsverfahren aus- 
gebildet und die Steuerrestitutionen wurden entsprechend dem 
Konsum beskitten. Seit dem Jahre 1899 wurden sie im Ver- 
hälbiis zur Auefuhr festgesetzt. — Diese Aenderui^n wurden 
auf Verlangen Ungarns vorgenommen, welches sich durch daa 
frühere Verfahren geschädigt glaubte^). 

§ 6. Steuerwesen 

Es ist schon erwähnt, daß die verschiedenen Steuersysteme 
das Haupthindernis der vollkommenen Handels- und Verkehrs- 
freiheit bildeten, und in allen Verträgen ist neben dem Wunsch 
diese einzuführen, der Wunsch ausgesprochen, jenes Hindernis 
zu beseitigen. Dies blieb größtenteils nur ein frommer Wunsch, 
derselbe, oder besser gesagt der Wille ihn auszuführen, war 
schwächer als die Gründe, die die Beibehaltung dieser Ver- 
schiedenheit in Steuersystemen aufrechterhalten wollten. Als 
wichtigste dieser Gründe sind anzuführen: 

1. die verschiedene Entwicklungsstufe der einzelnen Mit- 
glieder und als Folge davon die Zweckmäßigkeit, diese Ver- 
schiedenheit zu behalten; 

2. die Furcht, die überall vorhanden war, durch Aenderuug 
eines Steuersystems die Steuereinnahmen zu vermindern; 



Art. 2 des Gesetzes vom 27. Juni, U,GSl Nr. ^1: 78. 
*) Ludwig Läng, Hundert Jahre Zollpolitik. Wien und Leipzig 
1906, S. 405—407. 
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3. die verfassungsmäßige Gebundenheit einzelner Staaten, 
die bestehenden Steuersysteme aufrecht zu erhalten. (In Bayern 
wurden z. B. Erträgnisse der Malzsteuer für Tilgung der Staats- 
schulden bestimmt.) 

Infolgedessen war dieser Wunsch nur in Tereinzelten Fällen 
und in einzelnen Zolleinigungen verschieden realisiert, je 
nach dem sich jene Oründe mehr oder weniger geltend 
machten. 

In der Zolleinigung zwischen Bayern und Württemberg 
und in jener zwischen Preußen und Hessen und Kurhessen 
fand keine Ausgleichung der Steuern statt, jedenfalls infolge 
der kurzen Dauer, deren sich diese zwei Zolleinigungen er- 
freuten. 

Im deutschen Zollverein wurde im Jahre 1841 eine ge- 
meinschaftliche Rübenzuckersteuer eingeführt (Gesetz vom 
8. Mai 1841), welcher später (1867) eine Salz- und Tabak- 
steuer folgte. Außerdem fanden innerhalb des deutschen Zoll- 
vereins kleinere Steuergemeinschaften nur zwischen einzelnen 
Staaten statt (30. März 1833 und 11. Mai 1833 zwischen 
Preußen und Sachsen bezw. Thüringen etc.). Es sind noch 
die Maßregeln zu erwähnen, die in dem deutschen Zollverein 
getroffen wurden und deren Zweck war: nicht eigentlich eine 
Steuerausgleichung einzuführen, sondern für sie in der Zukunft 
zu sorgen, oder wenigstens die bestehenden Verschiedenheiten 
nicht noch mehr an Umfang gewinnen zu lassen. So wurde 
z. B. im Jahre 1841 ^) festgesetzt, daß die Verbrauchssteuern 
nur auf einige, namentlich aufgezählte Artikel zu legen sind, 
und zwar nur bis zu einem Maximalsteuersatz. Von dieser 
Bestimmung war nur eine Ausnahme für Frankfurt a. M. ge- 
macht ^). Die Regelung des Salzverkaufs und die Festsetzung 
der Salzpreise in Hannover und Oldenburg^) hatte weniger 
den Zweck, dem obigen Wunsche Genüge zu leisten, als den 
zu befürchtenden Schmuggel zu verhindern. 

In dieser Hinsicht ist im Steuerverein am meisten getan. 



*) Grundvertrag Art. 3 II 2 a u. 2 b. 
*) Art. 11 des Vertrags von 1865. 
^) Art. 10 des Vertrags von 1858. 
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Die Verbrauchssteuern in Braunschweig und Hannover ^) sind 
egalisiert, während für Oldenburg ^) eine Ausnahme hinsichtlich 
der Biersteuer gemacht ist, d. h. dort gab es keine Biersteuer. 
Man soll aber nicht vergessen, daß diese Ausgleichung nur zwei 
Verbrauchssteuern betraf, nämlich Bier- und Branntweinsteuer, 
da die anderen Verbrauchssteuern hier unbekannt waren, und 
durch den Vertrag wurde nur noch dafür gesorgt, daß andere 
Verbrauchssteuern ohne Vereinbarung der Kontrahenten nicht 
eingeführt werden sollten. 

Endlich findet in Oesterreich-Ungarn die Besteuerung des 
Branntweins, des Biers und des Zuckers nach gleichartigen 
Gesetzen und Verwaltungsvorschriften ^) statt. 



Es sind noch mit ein paar Worten die sonstigen Maßregeln 
zu erwähnen, welche sich als Folge der Zolleinigung ergeben 
und deren Aufgabe darin besteht, die Verwirklichung der im 
Grundvertrag ausgesprochenen Zwecke zu erleichtern. Diese 
Maßregeln sind verschiedenartig, können aber in drei Gruppen 
geteilt werden. 

Die erste Gruppe bilden diejenigen Maßregeln, deren Zweck 
darin besteht, die Handels- und Verkehrsfreiheit auf indirektem 
Wege zu befördern, nämlich durch Vorkehrungen, die die 
Konkurrenz am Vereinsmarkt auszugleichen suchen; 
als solche sind zu erwähnen: 

a) Die Verabredungen hinsichtlich der Chaussee- und Wege- 
gelder, Wasserzölle, Schiffahrtsgebühren etc., wie auch die 
Verwaltung der Eisenbahnen in Oesterreich-Ungarn. In allen 
Verträgen ist der Grundsatz ausgesprochen: daß die Vereins- 
inländer den Staatsinländern gleichgestellt sind*). Insofern 
diese Vorkehrungen die Gleichstellung aller Mitglieder be- 
zwecken, kommt ihnen der oben erwähnte Charakter zu. 



^) Art. 5 des Vertrags von 1834. 

2) Art. 5 des Vertrags von 1836. 

') Art. 11 des Vertrags von 1867. 

^) Art. 13, 15 u. 17 des Vertrags von 1833; Art. 27—30 des Vertrags 
zwischen Bayern und Württemberg; Art. 8 des österr.-ungar. Zoll- und 
Handelsbündnisses etc.- 
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während Am weiteren Bestimmungen, wodurch der Maximalsatz 
dieser Gebühren fesit^setzt und das Prinzip auegesprochen ist, 
dieselben nur in der Höhe der Unterhaltungskostai zu erheben, 
in die zweite Omppe gehört. 

b) Dieselbe Wirkung kommt auch denjenigen Maßregeln zu, 
die die Gleichstellung d&r Handels- und Gtewerbetr^beodeiL be- 
zwecken. Als solche kommen in Betracht: die Bestimmui^ 
des Art. 18 des Vertrags von 1833, wonach den Unt^ianen 
aller Yereinsstaaten erlaubt wird, im Staatsgebiet jedes Staates 
Gewerbe und Handel unter gleieheaa Bedingungien wie Inltoder 
zu tireiben; die Bestimmung des Art. 32 des Steu^r^reinsver- 
trags, wonach die Doppelbesteuarimg des Gewerbetr^beaiden 
ausgeschlossen ist; die Bestimmungen des Gesetzes vom 21. Sep- 
tember 1842 und des Art. 16 des österreichisch-ungarischen 
Zoll- und HMidelsbündnisses, wodurch die in ein^n Lande er- 
teilten Patente auch für die anderen Gebiete G^tung er- 
langen; die Bestimmung des Art 20 des österreiehiseh-unga* 
rischen Zoll- und Handelsbündnisses, wonach die Aktien- etc. 
Gesellschaften in dem anderen Staate Zweigetablissements er- 
richten können etc. etc. 

In die zweite Gruppe gehören diejenigen Mafiregeln, deren 
Zweck darin besteht, gegenseitig und im allgemeinen 
den Verkehr zu erleichtern. Derartige Vork^rungen 
sind schon oben (unter a) erwähnt; hier sind noch einige zu 
erwähnen, nämlich: die Bestimmui^en, die die Meßprivil^ien 
wie auch Stapel- und ümschlagsrechte beseitigen^); die Be- 
stimmungen, wodurch ein einheitliches Münz-, Maß- und Ge- 
wiehtssjstem ganz oder teilweise eingeführt wurde ^). 

Endlich sind die Maßreg^ zu erwähnen, ¥rodurch sich die 
Staaten verpflichten, zur Ausführung der Vertragsbestimmimgen, 
d. h. zur Elrreichung jener im Grundvertrag als gemeinsam be- 



Art. 19, 25 u. 26 des Vertrags zwischen Bayern und Württ^nberg; 
Art. 14 des Vertrags von 1867; Art 16, 18 u. 24 des Vertrags von 
1883 etc. 

*) Art. 14 des Vertrags von 1883; Art 48 de« Vertrags zwischen 
Bayern und WOrttembeig von 1828; Art 12 u. 13 des öatern-iiBgar. ZoU- 
uad Handekbündnifiset; MünakomTention vom 30. Juli 1838; Müazkart^ 
vom 21. Oktober 1845; Münzvertrag vom 24. Januar 1857 etc. 
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zeichneten Ziele, einander gegeBseitig ünteFstütznng za ge* 
währen. Hierher kommen: Bestkmnung der Zcdlstrafgesetze 
hinsidrtUch der ZoUkontra?eDtionen ^ , die Bestimmungen des 
Art. 19 von 18S3, wonach die Eonsnln verpflichtet werden, sich 
aller Yereinsuntertanen mit Rat und Tat anzunehmen: Zoll- 
karteUvertrag vom 11. Mai 1833 etc. 

Die zahlreichen Bestimmungen des österreichisch-ungarischen 
Zoll- und HandelshttndBisses werden aus schon angegebenen 
Gründen nicht als Folge der Zolleinigung angesehen und de»- 
halb nicht erörtert. 

3. Kapitel 

Organe 

§ 1. Gesetzgebungsorgan und Vorbereitung der 

Gesetze 

Es ist schon erwähnt, daß das Vorhandensein der überein- 
stimmenden Zolltarife, Zollgesetze und Zollordnungen eines der 
charakteristischen Merkmale dieser Art der Zolleinigung ist; 
und eben deshalb ist die Frage gerechtfertigt : auf welche Weise ( 
diese XJebereinstimmung in den Zolltarifen etc. herbeigeführt \ 
wird. Dies ist im allgemeinen auf drei Wegen möglich: — ' 

a) dadurch, daß jeder Staat für sein Staatsgebiet diese Ge- 
setze erläßt, indem er sorgt, diese in XJebereinstimmung mit 
jenen der anderen Staaten zu bringen, etwa durch schriftliche 
Anfragen etc., 

b) dadurch, daß nur ein Staat für den Erlaß dieser Gesetze 
sorgt, während die anderen diese Gesetze annehmen, 

c) dadurch, daß ein Organ eingesetzt wird, dem obliegt, 
diese Gesetze zu vereinbaren. "^ 

In den von uns besprochenen Fällen sind alle drei Typen 
vertreten. 

Den ersten Typus findet man im österreichisch-ungarischen 
ZoU- und Handelsbündnisse. Die Zollkonferenz, von welcher 
im Art 2.1 des Vertrags von 1867 die Rede ist und welche 



*) Art. 24 des Steuervereinsvertrags inrd Art. 4 des Vertrags von 1865. 
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nach dem Text dieses Artikels »für die Vorbereitung und die 
Vermittlung gleichartiger Grundlagen für die Gesetzgebung und 
Verwaltung der Zölle . . / zu sorgen hatte, konzentrierte ihre 
Aufmerksamkeit auf den ersten Punkt ihres Programms: auf 
die Vorbereitung der internationalen Handelsverträge, während 
sich ihre Tätigkeit hinsichtlich der Zollgesetzgebung bloß auf 
die ratgeberische Rolle beschränkte. Nach der österreichischen 
Auffassung sollte diese Konferenz ein Zollparlament sein, wäh- 
rend sich Ungarn dagegen sträubte. 

Selbstredend ist bei diesem Typus die Uebereinstimmung 
der Zollgesetze etc. wenig sichergestellt, und es ist nur dem 
politischen Bande zwischen beiden Staaten zu danken, daß sie 
trotz dieses Mangels tatsächlich stattfindet. 

Der zweite Typus ist im preußisch-hessischen und preußisch- 
kurhessischen Zollverein vertreten. Die im Art. 11 bezw. 36 
erwähnte Zollkonferenz hat keine gesetzvereinbarenden Funk- 
tionen. 

Endlich findet sich der Typus eines gesetzvereinbarenden 
Organs im deutschen Zollverein der beiden Zollvereinsperi- 
oden ^), im bayrisch- württembergischen und im Steuerverein. 
Im folgenden wird Organisation, Geschäftsgang, Kompetenz etc. 
dieses Organs eingehender besprochen, mit der Bemerkung, 
daß sich unsere Betrachtung nur auf die drei zuerst erwähnten 
beschränkt, nämlich auf den deutschen Zollverein bis zum Jahre 
1867, auf den deutschen Zollverein vom Jahre 1867 und auf 
den bayrisch-württembergischen Zollverein. Der Ausschluß des 
österreichisch-ungarischen Zoll- und Handelsbündnisses und des 
preußisch-hessischen und kurhessischen Zollvereins ist aus dem 
oben sub a) und b) Erwähnten gerechtfertigt, während für den 
Steuerverein folgendes zu sagen ist: Art. 30 des Steuervereins- 



^) Ein Gesetzgebungsorgan im eigentlichen Sinne des Wortes hatte 
der deutsche Zollverein erst seit 1867; dagegen handelte es sich beim 
deutschen Zollverein vor dem Jahre 1867, ferner beim bayrisch-württem- 
bergischen Zollverein und beim Steuerverein um bloße Konferenzen der 
Regier ungsbevolhnächtigten. Diese Bevollmächtigten hatten die Aufgabe, 
die Wünsche ihrer Regierungen mitzuteilen und eventuell einen Kom- 
promiß zu vereinbaren, welcher erst mit der Zustimmung ihrer Staaten: 
ein Yereinsbeschluß werden konnte. 
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Vertrags bestimmt ganz im allgemeinen, daß „nach Maßgabe 
des Bedürfnisses von Zeit zu Zeit Spezialbevollmächtigte bei- 
der Staaten zusammentreten" . . ., während über die Zusam- 
mensetzung etc. gar nichts zu finden ist. Es ist uns nicht 
bekannt, ob diese Bevollmächtigten je zusammentrafen, wie 
sie dann ihre Funktionen erledigten etc.; es scheint aber, als 
ob die Kontrahenten die Absicht hatten, hinsichtlich der Zoll- 
gesetzgebung etc. den Status quo beizubehalten, wenigsten» 
während der Vertragsdauer, so daß diese Bestimmung nur für 
einen äußerst unwahrscheinlichen und seltenen Fall vorgesehen 
wurde. 

Bei der Betrachtung werden wir mit der Zusammensetzung 
dieses Organs anfangen und nachher von seinem Status, Ein- 
berufung, Geschäftsgang etc. sprechen. 

Zusammensetznng *) 

In dem deutschen Zollverein bis zum Jahre 1867 bestand 
die Zollkonferenz aus den Bevollmächtigten der Vereinsregie- 
run^n ; jede derselben hatte das Recht, einen Bevollmächtigten 
abzuordnen 2). Ausnahmen fanden für Frankfurt und Thüringen 
statt. Die Stadt Frankfurt war befugt, einen Kommissar ab- 
zuschicken, während für sie Nassau die Stimme abgab, d. h. 
abgeben sollte, da tatsächlich dieser Kommissar für sie stimmte. 
Thüringen konnte weder einen Bevollmächtigten noch einen 
Kommissar abschicken ; es war durch Sachsens Bevollmächtigten 
vertreten. 

Wegen des Einstinamigkeitsprinzips, das für die Beschluß- 
fassung galt und welches sie erschwerte, wurde in den Ver- 
trag von 1865 eine Bestimmung eingeschaltet, welche es als 
wünschenswert erklärte, daß mehrere Staaten sich durch einen 
Bevollmächtigten vertreten lassen^). 

Der Generalkongreß des bayrisch-württembergischen Zoll- 



Hier wird nur die Zusammensetzung der Zollkonferenz des General- 
kongresses etc. als des Organs zur Vereinbarung übereinstimmender Zoll- 
gesetzgebung berücksichtigt, während seine Zusammensetzung in anderen 
Funktionen anderswo besprochen wird. 

') Art. 33 des Vertrags von 1833. 

8) Art. 33 des Vertrags von 1865. 
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Tereais bestand sms 4 Bevollmächtigten, 2 der bajri«clien woA 
2 der württembergisehen Krone, und zwar waren die nack 
den Art. 11 zu bestellenden Generalbevollmächtigten bei den 
Oberzolladministrationen eo ipso die zweiten Bevollmächtigten 
beim öeneraltemgfreß ^). 

Der deutsche Zollverein vom Jahre 1867 hatte zwei gesetz- 
gebende Organe: den Bundesrat als gemeinschaftMcheei Organ 
d«T Kegierungen, und das Zollparlament als gemeißschaftlicbe 
Vertretung ä&c Bevölkerung*). Der Zollbi»idesrat besteht aus 
den Vertretern der Mitglieder des Norddeutschen Bundes und 
der süddeutschen Staaten. Die Vertretung findet im Verhälfems 
2U ihrer fikröße und ihrer Bevölkerung statt, doch immer so, 
daS jeder Staat mindestens eine Stimme halt. 

In dem Bundesrate führten: 

Preußen 17, Bayern 6, Sachsen 4, Württemberg 4, Baden 3, 
Hessen 3, Mecklenburg-Schwerin 2, Braunschweig 2 Stimmen, 
Sachsen -Weimar, Mecklenburg - Strelitz, Oldenburg, Sachsen- 
Meiningen, Sachsen- Altenburg, Sachsen-Eoburg-Gotha, Anhalt, 
Schwarzburg-Budolstadt, Schwarzburg-Sondershausen, Waldeck^ 
Beuß ältere Linie, Reuß jüngere Linie, Schaumburg-Lippe, 
Lippe, Lübeck, Bremen und Hamburg je 1 Stimme. 

Jeder Staat war befugt, soviel Bevollmächtigte zum Bundes- 
rat zu ernennen, wie er Stimmen hatte. 

Das Zollparlament besteht aus den Mitgliedern des Reichs^ 
tags des Norddeutschen Bundes und aus den Abgeordneten der 
süddeutschen Staaten, gewählt nach Maßgabe des Gesetzes, auf 
Grund dessen die ersten Wahlen zum Norddeutschen Reichs- 
tage stattgefunden haben. 

YerMltnifi der Organe zam Verein nnd zu den respektiven Regierungen 

Die Konferenzmitglieder des deutschen Zollvereins der ersten 
Periode „haben sich n^h ihren Instruktionen zu richten, und 
die gefaßten Beschlüsse unterliegen der Ratifikation der kontra- 
hierenden Regierungen ...**). 



') Art. 36 des Vertrags zwischen Bayern und Württemberg von 1828. 
*) Art. 7 des Vertrags vom 8. Juli 1867. 
») Art. 33 des Vertrags Yon 1865. 
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Dasselbe gilt für die BeToUmächtigten des bayrisch^württem- 
bergischen Generalkongresses: ^sie sind an Instruktionen ge^ 
bnnden, welche sie zu diesem Behuf von ihren respektiren 
Höfen erhalten, und diesen ist hierin auch die Ratifikation der 
Beschlüsse vorbehalten* i). 

Im Vertrag vom 8. Juli 1867 wird nicht gesagt, ob die 
Bundesratsmitglieder nach Instruktionen oder nach freiem Br^ 
messen ihre Stimmen abzugeben haben, es ist aber mittelbar 
der Schluß zu ziehen, daß sie an Instruktionen gebunden waren. 
Der Bundesrat des Zollvereins ist ein Organ der Regierungen, 
— folglich von deren Instruktionen abhängig; die Gesamtheit 
der Stimmen jedes Staates wird einheitlich abgegeben; was ganz 
unmöglich wäre, wenn die Mitglieder nach freiem Ermessen 
stimmen könnten; in gewissen Fällen gibt «die Stimme des 
Präsidiums den Ausschlag . . .", — also hier gibt das Präsidium 
als solches die Stimme ab -). 

Diese Ungewißheit findet sich nicht hinsichtlich des Zoll- 
parlaments. Art. 9 §11 heißt: „Die Mitglieder des Zollparla- 
ments sind Vertreter des gesamten Volkes und an Aufträge 
und Instruktionen nicht gebunden." 



Ob die Regierungen bei Erteilung der Instruktionen an Zu- 
stimmung der Parlamente gebunden waren oder nicht, ist eine 
Frage, die nach der Verfassung bezw. der staatsrechtlichen 
Praxis jedes Staates zu erledigen ist. In Preußen und Olden- 
burg war dies z. B. nicht der Fall. 

Die Frage nach dem rechtlichen Charakter dieser Organe, 
d. h. ob sie als Organe des Vereins als solchen oder als Or- 
gane der Vereinsstaaten, gemeinschaftlich angestellt, zu be- 
trachten sind, gehört in das Gebiet der Jurisprudenz und wird 
hier nicht erörtert, dagegen werden hier diejenigen Momente 
hervorgehoben, die für Qualifikation dieses Status ausschlag- 
gebend sind. 

1. Wenn diese Organe an Instruktionen gebunden sind; 



>) Alt. 88 des Vertrags vcm 1828. 

») Art. 7 Abs. 1; Art. 8 § 2; Art. 8 § 12 am Scblusse. 
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wenn ihre Beschlüsse nachträglicher Ratifikation seitens ihrer 
Staaten bedürfen ; wenn bei der Beschlußfassung das Föderativ- 
prinzip herrscht, — so kann man diese Organe als einfache 
Delegierte der respektiven Regierungen betrachten^). 

2. Die Organe, die nach Instruktionen stimmen, dagegen 
mit Majoritätsprinzip Beschlüsse fassen, die keiner nachträg- 
lichen Ratifikation bedürfen, sind als Repräsentanten der 
Regierungen und zu gleicher Zeit als Vereinsorgane anzu- 
sehen ^). 

3. Endlich sind diejenigen Organe, die nach freiem Ermessen 
mit Majoritätsprinzip die endgültigen Beschlüsse fassen, als reine 
Vereinsorgane zu betrachten^). 

Einbernfang, Eröffnung, Vertagung, Schließung und Auflösung des 
gesetzvereinharenden Körpers 

Etwas ausführlicher über alle diese Fragen spricht sich nur 
der Vertrag vom 8. Juli 1867 aus, während die anderen Ver- 
träge sowohl des deutschen wie auch des bayrisch-württem- 
bergischen Zollvereins nur spärliche Bestimmungen über die 
Zusammenkunft der Bevollmächtigten enthalten. 

Nach dem Art. 33 des Vertrags von 1833 findet in den 
ersten Tagen des Monats Juni eine Zusammenkunft der Bevoll- 
mächtigten statt. Also die Generalkonferenz muß einmal jähr- 
lich einberufen werden^), wenn aber „im Laufe des Jahres . . . 
außerordentliche Ereignisse eintreten . . ., so werden sich die 
kontrahierenden Teile darüber im diplomatischen Wege ver- 
einigen, oder eine außerordentliche Zusammenkunft ihrer Be- 
vollmächtigten veranlassen" (Art. 35). 

Art. 36 des Vertrags zwischen Bayern und Württemberg 
sorgt ebenfalls für jährliches Zusammentreten des Generalkon- 



*) Generalkonferenz des deutschen Zollvereins und des bayrisch- 
württembergischen. 

') Bundesrat des deutschen Zollvereins von 1867. 

^) Zollparlament des deutschen Zollvereins von 1867. 

*) Die im Vertrag jährlich vorgesehene Zusammenkunft mußte wegen 
der langen Dauer der Konferenz ausfallen, so daß tatsächlich die Kon- 
ferenz jedes 2. Jahr zusammentraf. 
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gresses, das am 1. Mai stattfinden soll, und außerdem, wenn 
die „außerordentlichen Ereignisse eintreten" ^). 

Keiner von diesen Verträgen spricht darüber: wem gehört 
das Recht der Einberufung der Konferenz bezw. des Kongresses? 
Wer eröffnet sie? Können sie vertagt oder aufgelöst werden ? 
Wie werden sie geschlossen? etc. — In der Praxis wurde die 
Generalkonferenz von dem Bevollmächtigten desjenigen Staates 
eröffnet, in dessen Hauptstadt die jeweilige Zusammenkunft 
stattfand, während die Eröffnung des Generalkongresses dem 
Direktorium zukam; Vertagung und Schließung der beiden er- 
folgten nach einem Beschluß dieses Organs selbst, während 
Auflösung ausgeschlossen war. 

Art. 8 § 7 des Vertrags von 1867 gibt das Recht, „den 
Bundesrat zu berufen, zu eröffiaen, zu vertagen und zu schließen", 
dem Präsidium, welches der preußischen Krone zusteht. Die 
Berufung findet alljährlich statt und muß erfolgen, wenn sie 
von einem Drittel der Stimmenzahl verlangt wird ^). Auflösung 
war auch hier nicht zulässig. 

„Die Berufung, Eröffnung, Vertagung und Schließung des 
Zollparlaments erfolgt durch das Präsidium" ^). Die Berufung 
findet nicht in regelmäßig wiederkehrenden Zeitabschnitten statt, 
sondern wenn es das Präsidium als notwendig erachtet. Außer- 
dem muß das Zollparlament einberufen werden, wenn es ein 
Drittel der Stimmen im Bundesrat verlangt*). In keinem Fall 
aber kann das Zollparlament ohne den Bundesrat einberufen 
werden ^). 

Das Zollparlament kann aufgelöst werden. Die Auflösung 
erfolgt durch einen Beschluß des Zollbundesrates, dem das Prä- 
sidium zugestimmt hat ^). Außerdem findet durch Auflösung des 
Norddeutschen Reichstags eine partielle Auflösung des Zollparla- 
ments statt, da dadurch die Mitglieder des Norddeutschen Bundes 
eo ipso ihre Mandate als Mitglieder des Zollparlaments verlieren. 

*) Art. 89. 

2) Art. 8 § 8 u. 9. 

3) Art. 9 § 5. 
*) Art. 9 § 5. 
«) Art. 8 § 8. 
«) Art. 9 § 7. 
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Geschäftsgang 

Für die formelle Leitung der Verhandlungen wird in der 
Generalkonferenz*) aus ihren Mitgliedern ein Vorsitzender er- 
wählt, dem übrigens kein Vorzug vor den anderen Bevollmäch- 
tigten zusteht*). Gewöhnlich wurde der Bevollmächtigte des 
Staates als Vorsitzender erwählt, in dessen Hauptstadt der 
Zusammentritt stattfand. In ihren Rechten und Michten waren 
alle Mitglieder der Zollkonferenz gleich, und die Beschlüsse 
konnten nur mit Zustimmung aller erlassen werden, d. h. für 
die Beschlußfassung galt das Föderativprinzip. Eine Aus- 
nahme davon bestand für die Staaten, die als „uneigentliche 
Mitglieder" in den Zollverein aufgenommen wurden, indem sie 
ihre Stimme an die Stimme des sie repräsentierenden Staates 
banden *). 

Das Direktorium bei dem bayrisch-württembergischen Kon- 
greß alterniert jährlich zwischen den ersten Bevollmächtigten 
der beiden Staaten. Hinsichtlich der anderen Befugnisse des 
Kongresses bringt das Direktorium einige Vorrechte mit sich, 
bei der Vereinbarung übereinstimmender Gesetze ist es ohne 
Bedeutung, da auch hier alle Beschlüsse mit Einstimmigkeit 
zu fassen sind*). 

Im Bundesrat des deutschen Zollvereins von 1867 führt den 
Vorsitz und die Leitung der Geschäfte der Vertreter Preußens, 
insofern er sich nicht vermöge einer schriftlichen Substitution 
durch ein anderes Mitglied des Bundesrates vertreten läßt, — 
was er wohl nicht tat. Die Beschlüsse werden mit Majorität 
der Stimmen^) erlassen, wobei die nicht vertretenen oder nicht 
instruierten Stimmen nicht gezählt werden. Im Falle der 
Meinungsverschiedenheit gibt die Stimme des Präsidiums den 
Ausschlag, wenn sie sich für Aufrechterhaltung der bestehen- 
den Gesetze ausspricht. Das bis dahin allen Staaten zukom- 



^) Der deutsche Zollverein in der Periode bis 1867. 

*) Art. 33 Abs. 2 des Vertarags von 1833. 

') S. die frühere Bemerkung über Frankfurt und Thüringen. 

*) Art. 36 u. 38. 

*) Alle Stimmen eines Staates werden einheitlich abgegeben. 
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mende Vetorecht kommt also nur dem Präsidium zu. Sonst 
kommt ihm nur insofern ein Vorrecht xu, als bei Stimmen- 
gleichheit seine Stimme entscheidend ist^). 

Aus seiner Mitte bildet der Bundesrat die dauernden Aus- 
schüsse für Zoll- und Steuerwesen, für Handel und Verkehr 
und für Rechnungswesen. In diesen Ausschüssen sind aufier 
dem Präsidium noch mindestens vier Staaten vertreten, und jeder 
Staat führt innerhalb derselben nur eine Stimme^). 

Nach dem § 9 des Art. 9 regelt das Zollparlament „selb- 
ständig seinen Geschäftsgang und seine Disziplin durch eine Ge- 
schäftsordnung und erwählt selbständig seinen Präsidenten etc.*". 
Es beschließt nach absoluter Stimmenmehrheit; beschlußfähig 
ist die Versammlung, wenn die Mehrheit der gesetzlichen An- 
zahl der Mitglieder anwesend ist. 



Hier ist die Frage beiseite zu lassen, ob vom rein juristi- 
schen Standpunkte aus „in einem Vereine der souveränen 
Staaten'^ die Beschlußfassung nach Majoritätsprinzip zulässig 
ist oder nicht. Wir haben vor uns die Tatsache, daß neben 
demPöderativprinzip, welches in den meisten Fällen angenommen 
wurde, auch das Majoritätsprinzip vorkommt, und es bleibt 
folglich nur die Frage zu beantworten : welche sind die Licht- 
und Schattenseiten des einen und des anderen? aus welchen 
Gründen wurde im einen Fall dieses, in dem anderen jenes 
Prinzip angenommen? 

Für das Föderativprinzip spricht: 

1. Durch das Föderativprinzip wird die Bewegungsfreiheit 
der Vereinsstaaten am vollkommensten gewahrt. Da jeder Be- 
schluß der Zustimmung aller Staaten bedarf, so können einem 
Staat nur solche Verpflichtungen und Beschränkungen seiner 
Tätigkeitssphäre auferlegt werden, die er sich selbst gefallen 
läßt. Die drückende Vorherrschaft eines und die Unterdrük- 
kung der anderen Staaten ist durch dieses Prinzip unmöglich 
gemacht. 

2. Das Föderativprinzip gibt die Garantie, daß die Interessen 

») Art. 8 § 12. 
') Art. 8 § 8. 
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keines Mitglieds verletzt werden. Vor jedem Beschluß, der die 
Verletzung der Interessen eines Staates zur Folge haben kann, 
sichert man sich durch die Inanspruchnahme seines Vetorechts. 

3. Durch das Föderativprinzip wird die Stabilität der Zoll- 
gesetzgebung gesichert, obwohl anderseits die prompte An^ 
passung an die rasch sich ändernden Verhältnisse erschwert 
wird. 

Diese im Föderativprinzip gegebenen Garantien erleichtem 
das Zustandekommen einer Zolleinigung auch da, wo sonst der 
Widerstand dagegen groß ist. 

Das Majoritätsprinzip bedroht die Selbständigkeit der Mit- 
glieder und bringt die Gefahr mit sich, daß die Interessen eines 
Staates zu Gunsten des anderen verletzt werden, während ander- 
seits die Anpassung an die geänderten Verhältnisse hier besser 
gegeben ist. 

Eine große Schwierigkeit begegnet uns auch bei der Aus- 
führung dieses Prinzips. Es fragt sich nämlich : wie sollen die 
einzelnen Staaten vertreten werden ? — Gibt man allen Staaten 
die gleich große Zahl der Vertreter, so ist dadurch die Gefahr 
gegeben, daß ein sowohl nach dem Gebiet wie a.uch nach der 
Bevölkerung größerer Teil des Vereins durch den kleineren 
überstimmt wird (nämlich dann, wenn die Staaten verschieden 
groß sind); wird dagegen den einzelnen Staaten die Vertretung 
nach der Größe gegeben, so ist die Gefahr vorhanden, daß ein 
Staat eine hegemonische Stellung bekommt. 



Der Abschluß der Staatsverträge bildet ein Mittelding zwi- 
schen den Gesetzgebungs- und Verwaltungsakten: seinem Inhalt 
nach ein Verwaltungsakt, ist der Vertrag in jenen Staaten, wo 
den gesetzgebenden Faktoren eine Mitwirkung bei dem Abschluß 
oder die Genehmigung der Staatsverträge eingeräumt ist, seiner 
Form nach ein Gesetzgebungsakt geworden; deshalb scheint es 
mir angebracht, an dieser Stelle die diesbezüglichen Organe zu 
erwähnen. 

Solche Organe finden sich nur in dem deutschen Zollverein 
vom Jahre 1867 und in dem österreichisch-ungarischen Zoll- und 
Handelsbündnisse, während in anderen Zolleinigungen dieser 
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Art die Verträge seitens der Regierungen der einzelnen Staaten 
abgeschlossen wurden, wobei ihre Gültigkeit von der Zustim- 
mung der anderen Kontrahenten abhängig gemacht wurde, denen 
noch ein Beitrittsrecht vorbehalten wurde. 

Nach dem § 6 des Art. 8 von 1867 ist das Präsidium 
berechtigt, „im Namen der vertragschließenden Teile Handels- 
und Schiffahrts vertrage mit fremden Staaten einzugehen^. „Zum 
Abschluß dieser Verträge, durch welche die Bestimmungen 
dieses Vertrags, d. h. des Zoll Vereinsvertrags, in keiner Art 
verletzt werden dürfen, ist die Zustimmung des Bundesrates, 
und zu ihrer Gültigkeit die Genehmigung des Zöllparlaments 
erforderlich." Für die Verträge mit Oesterreich und der Schweiz 
wird eine Ausnahme gemacht, indem die angrenzenden Staaten 
«ur Teilnahme an den Verhandlungen eingeladen werden^). 
Also die Verträge werden vom Präsidium abgeschlossen ; völker- 
rechtliche Bedeutung kommt ihnen mit der Zustimmung des 
Bundesrats, die staatsrechtliche mit der Zustimmung des Zoll- 
parlaments zu. Der Vertrag von 1867 spricht nur von Handels- 
und Schiffahrtsverträgen, folglich ist der Schluß berechtigt, daß 
für den Abschluß der anderen Staatsverträge die früheren Be- 
stimmungen aufrecht erhalten werden (s. Kapitel 2, § 3). 

Das österreichisch-ungarische Zoll- und Handelsbündnis hat 
im Art. 21 eine Konferenz vorgesehen, die sich aus den beider- 
seitigen Ministern des Handels und der Finanzen, aus dem ge- 
meinsamen Minister der auswärtigen Angelegenheiten und 
eventuell aus den Sachverständigen zusammens.etzt. Diese Kon- 
ferenz soll die gleichartigen Grundlagen für die internationalen 
Verträge vorbereiten, die dann „durch den Minister des Aeußeren 
auf Grundlage der Vereinbarungen, welche zwischen den be- 
treffenden Ressortministern beider Teile stattzufinden haben*^, 
abgeschlossen werden, und zwar „vorbehaltlich der verfassungs- 
mäßigen Genehmigung beider Legislaturen** ^). Durch den Ab- 
schluß seitens des Ministers des Aeußeren wird die völkerrecht- 
liche, durch die Genehmigung der Parlamente die staatsrecht- 
liche Gültigkeit bewirkt. 



1) Schluß Pr. Art. 8 § 6. 
•) Art. 2. 
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§ 2. Zollyerwaltung 

Während das Vorhandensein der übereinstimmenden Zoll-» 
gesetze ohne ein Organ zur Vereinbarung derselben höchst un* 
genügend und nur in Ausnahmefällen ^) gesichert wäre, ist die 
gleichartige Ausführung und Handhabung dieser Gesetze ohne 
eine Zentraladministration sowohl theoretisch als auch praktisch 
ausführbar. Und wenn wir die Gründe, die bei der Erörterung 
des Majoritäts- und Föderativprinzips ausgeflihrt sind, noch 
einmal Tor uns Revue passieren lassen, so wird es uns gar 
nicht überraschen, wenn uns in allen besprochenen Fällen dieser 
Zolleinigung eine selbständige Staatszollverwaltung begegnet: 
Organisation, Formation und Geschäftsgang der oberen und 
unteren Zollbehörden, wie auch die Ernennung, Anstellung etc. 
der Beamten ist Staatsangelegenheit und bleibt den selbstän-» 
digen und unabhängigen Verfügungen jedes Staates innerhalb 
der Grenzen seines Staatsgebiets überlassen ^). Die Ausnahmen 
davon sind selten und unbedeutend. So wurde z. B. die thü- 
ringische Zollverwaltung insofern beschränkt, daß anstatt einer 
Zolldirektion ein gemeinschaftlicher Generalinspektor angestellt 
wurde; die Mitglieder der Zolldirektion in Frankfurt wurden 
zwar vom Frankfurter Senat ernannt, aber der Direktor und 
einer der zwei Räte aus der Liste der Kandidaten, die von 
einem angrenzenden Staate präsentiert wurde ^). Hannover und 
Oldenburg hatten nicht jedes für sich eine Zolladministration, 
sondern nur eine gemeinschaftliche Zolladministration ^). Endlich 
findet eine Beschränkung in dem Vertrage zwischen Preußen und 
Hessen von 1828 statt: »Die Zollverwaltung im Großherzogtum 
Hessen bleibt der Großherzoglich Hessischen Regierung über- 
lassen, wird jedoch gleichförmig mit der Königlich Preußischen 
Zollverwaltung organisiert . . .** Ebenso ist die kurhessische 



^) Oeeterreich-UBgam. 

*) Art. 5 des österr.-ungar. Zoll- und Handelsbündnigses ; Art 15 des 
Vertrags zwischen Bayern und Württemberg; Art. 19 des Steuervereins- 
vertrags; Art. 27 u. 28 des Vertrags von 1833; Art. 19 des Vertrag» 
von 1867 etc. 

8) Sammlung der Verträge Bd. 1 S. 290. 

*) Art. 28 des Vertrags von 1858. 
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2^11y6rwaltuDg autonom, aber nach preußischem Muster orga^ 
nisiert^). ,,Die Königlich Preußische Regierung ernennt einen 
der beiden Räte bei dieser Zolldirektion ** (in Darmstadt) ^). 
«Die Großherzoglich Hessische Regierung ernennt . . . einen 
Rat in die Königlich Preußische Steuerdirektion zu Köln* ^). 
Es wäre falsch, anzunehmen, daß eine so einfache und überall 
gleichförmige Lösung dieser Frage etwa die Folge einer ein* 
gewurzelten üeberzeugung von den Vorzügen der selbständigen 
Zollverwaltung vor einer Zentralzolladministration gewesen sei; 
die öründungsversuche aus den Zwanzigerjahren des 19. Jahr- 
hunderts zeigen eben das Gegenteil davon. Auf den Konferenzen 
in Darmstadt, Stuttgart, München etc. vertraten Bayern und 
Württemberg unermüdlich die Meinung, daß eine Zolleinigung 
ohne eine Zentraladministration zu jener Zeit unmöglich sei: 
die Zollverwaltungen in einzelnen Staaten seien so unvollkommen^ 
daß an die prompte und gewissenhafte Ausführung der gemein- 
sam erlassehen Beschlüsse ohne eine Zentraladministration gar 
nicht zu denken sei. Doch trug damals Hessens Meinung den 
Sieg davon: die selbständige Zollverwaltung garantiere die Sou- 
veränität der Mitglieder, die durch eine Zentralzolladministration 
höchst bedroht wäre; außerdem sei die Einsetzung einer Zentral- 
administration mit großen Schwierigkeiten verbunden : wer soll 
die Mitglieder ernennen? mit welchen Befugnissen? etc. Bei 
der Einführung des Majoritätsprinzips (1867) wurde die Frage 
noch einmal ventiliert: es sei wenig wahrscheinlich, daß ein 
Staat gewissenhaft diejenigen Beschlüsse ausführe, gegen welche 
er gestimmt habe. Man begnügte sich aber damit, daß man 
anstatt einer gemeinschaftlichen Zollverwaltung gemeinschaftliche 
Kontrolleure schuf. 

§ 3. Kontrolle. Gerichte. Rechnungshof 

Es bedarf kaum einer näheren Begründung, daß bei dem 
System der autonomen und unabhängigen Zollverwaltung die 
gleichförmige Anwendung der Zollgesetze nicht ohne weiteres 



') Art. 2 des Vertrags von 1831. 

2) Art 17. 

3) Art. 18. 
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gesichert war; infolgedessen war es nötig, dafür durch andere 
Vorkehrungen zu sorgen. Als solche kommen in Betracht: 

1. Die allgemeinen, gemeinsam erlassenen Vorschriften, wo- 
durch der Wirkungskreis der Zolladministratiori geregelt wird. 
Dies wurde teils durch die einen integrierenden Teil des Zoll- 
vereinsrertrags bildende Zollordnung ^), teils durch einen Or- 
ganisationsplan geschaffen, wonach die Zolhrer waltung in allen 
Staaten auf gleichen Fuß gebracht wurde, und alle Verwaltungs- 
stellen, sowohl die oberen als auch die unteren, nach gleich- 
förmigen Bestimmungen angeordnet, besetzt und instruiert wur- 
den*). Detailausführung dieser Vorschriften wurde durch ge- 
meinschaftliche Kommissarien vorbereitet^). 

2. Viel wirksamer wirkte das Institut der Kontrolleure, denen 
oblag, auf Einhaltung des gesetzmäßigen Verfahrens und Ab- 
stellung etwaiger Mängel einzuwirken. Die Kontrolle war 
ziemlich umfangreich und in verschiedenen Zolleinigungen ver- 
schieden ausgebildet. 

a) Gewöhnlich war es, daß die Vereinsstaaten sich gegen- 
seitig das Recht einräumten, an den Haupt- und Nebenzoll- 
erhebungsämtem die Kontrolleure beizuordnen, die „von allen 
Geschäften ... in Beziehung auf Abfertigungsverfahren und die 
Grenzbewachung die Kenntnis zu nehmen, und auf Einhaltung 
eines gesetzlichen Verfahrens, imgleichen auf die Abstellung 
etwaiger Mängel einzuwirken, übrigens sich jeder eigenen Ver- 
fügung zu enthalten haben* *). Eine andere Art von Kontrol- 
leuren wurde an die Zolldirektionen abgeordnet, die von allen 
vorkommenden Verwaltungsgeschäften vollständige Kenntnis 
nahmen^). Diese zwei Arten von Kontrolleuren finden wir in 
jeder der besprochenen Zolleinigungen ^). Die Aufgabe und das 



1) Art. 4 des Vertrags von 1883. 

2) Art. 27 des Vertrags von 1838; Art. 9 u. 10 des bayrisch-wüiitem- 
bergischen Zollvereins; Art. 19 des Vertrags von 1867; Art. 18 des Steuer- 
Vereinsvertrags etc. 

») Art. 40 des Vertrags von 1833. 
*) Art. 81 des Vertrags von 1833. 
'^) Art. 82 desselben Vertrags. 

•) Art. 20 des Vertrags zwischen Bayern und Württemberg; Art. 29 
des Steuervereinsvertrags; Art. 20 u. 21 des preußisch-hessischen Zoll- 
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Recht dieser Kontrolleure war: von allen Geschäften Kenntnis 
zu nehmen; das yorkommende gesetzwidrige Verfahren zu be- 
mängeln und, falls ihr Rat in dieser Hinsicht nicht befolgt wird, 
die Sache ihrem Staate bezw. dem Vereinsgericht zu unter- 
breiten. Uebrigens hatten diese Kontrolleure kein Recht, die 
Ausführung eines Gesetzes selbst vorzunehmen, bezw. die Aus- 
führung einer gesetzwidrigen Vorschrift zu verhindern. 

Besonders entwickelt und mit besonderen Befugnissen ver- 
sehen waren die Kontrollbehörden des bayrisch-vdirttembergi- 
schen Zollvereins. Die Kontrolle stand hier einem General- 
bevollmächtigten zu, dem das Recht zukam, jeder Weisung oder 
Ausfertigung der Oberzolladministration, bei der er beglaubigt 
war, ein Visum zu erteilen. Der Mangel dieses Visum machte 
die Ausfertigung kraftlos. Dieses Visum konnte er zwar nicht 
verweigern; jedoch auf dem Konzepte einen Protest einlegen, 
kraft dessen ein Rekurs an den Generalkongreß ergriffen 
wurde etc.^). 

b) Neben dieser gegenseitigen Kontrolle bestand im bayrisch- 
württembergischen Zollverein eine gemeinschaftliche Kontrolle 
hinsichtlich der Zollscheine *), die von einer in München seß- 
haften Anstalt ausgeübt wurde. Die gemeinschaftliche Kon- 
trolle begegnet uns auch im deutschen Zollverein von 1867. 
Nach dem Art. 20 dieses Vertrags hat das Präsidium für die 
Einhaltung des gesetzlichen Verfahrens Sorge zu tragen. Nach 
der Vernehmung des Zoll- und Steuerausschusses ordnet es den 
Zollämtern der Vereinsstaaten die Vereinsbeamten bei, die von 
allen Geschäften Kenntnis zu nehmen und auf Einhaltung des 
gesetzlichen Verfahrens und etwaige Abstellung der Mängel 
einzuwirken haben. 

c) In höchst vereinzelten Fällen wurde ein Staat besonders 
beauftragt, eine eingehendere Kontrolle in einem anderen Staate 
auszuüben, z. B. Preußen in Prankfurt und Kurhessen. 
Dabei beschränkte er sich nicht auf jene oben besprochenen 
Rechte, sondern hatte das Recht, eigene Verfügungen zu er- 



vereinsvertrags; Art. 32 u. 33 des Vertrags zwischen Preußen und Eur- 
hessen; Art. 5 des österr.-ungar. Zoll- und Handelsbündnisses etc. 

') Art. 11 des Vertrags. 

*) Art. 12. 



Digitized by VjOOQIC 



— 52 — 

lassen, bezw. auf seine Hand die gesetzlichen Vorschriften aus* 
zuführen. 

d) Man konnte endlich die gegenseitige Ernennung je eines 
Mitglieds der Zolldirektion, was im preußisch-hessischen und 
preußisch-kurhessischen Zollverein vorkam (s. oben), als eine 
spezielle Art der Kontrolle nennen ^). 

3. Für den Fall, daß die seitens der Kontrolleure bemerkten 
Bemängelungen nicht im Wege der ministeriellen Verfügungen 
erledigt werden, ist im deutschen Zollverein aus den beiden 
Perioden, im bayrisch* württembergischen , im preußisch-hessi- 
schen und kurhessischen und im Steuerverein ein Schiedsgericht 
vorgesehen. Im deutschen Zollverein der ersten Periode ist 
die Qeneralkonferenz zu gleicher Zeit das Schiedsgericht, und 
erläßt das Urteil einstimmig; wird aber keine Einstimmigkeit 
erreicht, so wird durch Einhelligkeit der Stimmen ein Schieds- 
richter erwählt, welchem die endgültige Entscheidung über den 
bestrittenen Gegenstand übertragen wird 2). Im deutschen Zoll- 
verein aus dem Jahre 1867 ist diese Aufgabe auf den Bundes- 
rat übertragen. 

Im bayrisch- württembergischen Zollverein wird das Schieds- 
gericht dadurch gebildet, daß der Generalkongreß durch Sach- 
verständige komplettiert wird, und diesmal wird nach absoluter 
Mehrheit der Beschluß gefaßt^). 

Im preußisch-hessischen, preußisch-kurhessischen und im 
Steuerverein bildet die Generalkonferenz das Schiedsgericht. £s 
wird nicht berichtet, ob hier die Beschlüsse nach Majoritäts- 
oder Föderativprinzip gefaßt werden; folglich muß von den 
Grundprinzipien aus der Schluß hergeleitet werden, daß das Föde- 
rativprinzip angewandt wurde*). 



In allen Zolleinigungen dieser Art ist ein Verwaltungszweig 
ausgenommen und den gemeinschaftlichen Organen anheim- 

Art. 7 des preußisch-bessischen und Art. 29 u. 30 des preußisch- 
kurhessischen Vertrags. 

2) Art. 34 des Vertrags von 1865. 

8) Art. 38. 

*) Art. 30 des Steuervereinsvertrags ; Art. 25 des preußisch-hessischen 
Vertrags und Art. 36 des Vertrags zwischen Preußen und Kurhessen. 
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gestellt, nämlich die Abrechnung über die gemeinsamen Ein- 
nahmen und Ausgaben. 

In dem deutschen Zollverein bis 1867 hatten die Zoll- 
erhebungsbehörden nach Ablauf jedes Vierteljahres die Quartal- 
extrakte aufzustellen und diese an ein Zentralbureau einzusen- 
den. Dieses Bureau — zusammengesetzt aus Bevollmächtigten 
der Vereinsstaaten , so daß jeder Staat ein Mitglied ernennen 
konnte, aber nicht mußte — fertigte auf Grund dieser Vor- 
lagen die provisorischen Abrechnungen an, die dann definitiv 
von der Generalkonferenz bezw. von dem Schiedsrichter fest- 
gesetzt wurden^). In dem deutschen Zollverein von 1867 ist 
diese Aufgabe dem Bundesrat übertragen, der dazu einen 
dauernden Ausschuß ernennt ^). Im Steuerverein, im preußisch- 
hessischen und im preußisch-kurhessischen Zollverein hat die 
Generalkonferenz die definitive Abrechnung vorzunehmen, und 
zwar auf Grund der von den respektiven Erhebungsämtern ver- 
fertigten Vorlagen^). Im bayrisch- württembergischen Zollver- 
ein liegt diese Aufgabe dem Generalkongreß ob; wenn aber 
keine Einigung stattfindet, so wird der Generalkongreß durch 
Sachverständige komplettiert und entscheidet dann als Schieds- 
gericht. In Oesterreich-Üngarn besteht dafür ein Rechnungshof. 



") Art. 29 u. 34 des Vertrags von 1865. 

*) Art. 8 § 3 u. 12. 

^) Art. 30 des Steuervereins; Art. 8 u. 25 des Vertrags zwischen 
Preußen und Hessen; Art. 36 des Vertrags zwischen Preußen und Kur- 
bessen. 
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